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Errata: 

Im Heft 2/2012, S.42, war als Autor „Dr. Uli Epple“ angege-

ben. Das ist falsch! Uli Epple hat keinen Doktortitel, das war 

ein Fehler in der Datenbank. 

Im Heft 4/2012 hieß es, die nächste Bundesmitgliederver-

sammlung finde in Eisenach statt. Das ist falsch. Sie findet 

in Erfurt statt.

Wir bitten um Entschuldigung!

25 Jahre Mehr Demokratie

Kommen Sie nach Fuldatal zur 

Jubiläumsfeier!

Seite 35

Bundeskampagne gestartet!

Der bundesweite Volksentscheid  

soll Wahlkampfthema werden.

Seite 6

Erfolgreiches Volksbegehren in Bayern! 

Bild: Schlange am letzten Eintragungstag 

auf dem Münchner Marienplatz. 

Ländertelegramm ab

Seite 20
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Liebe Leserinnen und Leser, 

erinnern Sie sich noch an 1988? Wenn ich mich zurück erinnere, fällt mir vor allem 
meine Grundschulzeit ein. Politik hat mich noch gar nicht interessiert. Eher Bayer 
Leverkusen. Aber selbst wenn – dass sich gerade in Bonn ein Verein namens IDEE 
gründete, der sich dann später in Mehr Demokratie umbenannte, das haben damals 
wohl nur die wenigsten mitbekommen.

Damals waren, so weiß ich mittlerweile, fast alle Parteien gegen direkte Demokratie 
und die Einführung von bundesweiten Volksentscheiden. Heute haben alle Parteien 
bundesweite Volksentscheide im Programm – außer der CDU. Die verhindert seit 
Jahrzehnten bundesweite Volksentscheide, auch wenn mir scheint, dass hier einige 
Steine ins Rollen gekommen sind.

Zwar bewegt sich die CDU-Fraktion im Bundestag noch keinen Zentimeter. Aber der 
Widerstand in den Ländern beginnt immer mehr zu bröckeln. Die Rheinland-Pfalz-
CDU nannte vor Kurzem einen entsprechenden Vorstoß auf Landesebene eine „alte 
Wahlkampfforderung von uns, die wir natürlich unterstützen“. Die Bremer CDU will 
niedrigere Volksbegehrens-Hürden im Stadtstaat. Während Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert Volksentscheide jüngst in einem Interview noch mit „Gefällt mir“-Klicks 
auf Facebook verwechselte, stehen konservativ geführte Bundesländer wie Bayern der 
direkten Demokratie weit aufgeschlossener gegenüber.

Was bis zur Bundestagswahl zählt, ist der Einsatz vor Ort. Alle Bundestags-Kandidie-
renden sollen merken: Wir wollen den bundesweiten Volksentscheid – und zwar jetzt! 
Doch in allen 299 Wahlkreisen Präsenz zeigen? Das schaffen wir nur gemeinsam mit 
Ihnen. Machen Sie in Ihrem Wahlkreis den Volksentscheid zum Thema. Vielleicht durch 
eine E-Mail oder einen Leserbrief, vielleicht aber auch durch eine Aktion oder direkt bei 
einer Parteiveranstaltung? Wir unterstützen Sie dabei. Gemeinsam können wir den bun-
desweiten Volksentscheid anschieben! Alles zum Mitmachen und zu unserer Kampagne 
finden Sie auf Seite 6.  

Wir brauchen in Deutschland endlich bundesweite Volksentscheide! Deshalb müssen 
wir in den nächsten Monaten gemeinsam dafür kämpfen, dass es nach der Bundestags-
wahl auf die wichtigste demokratiepolitische Frage in Deutschland nur noch eine Ant-
wort gibt:

Volksentscheid? Bundesweit!

Es grüßt Sie herzlich, voller Vorfreude auf spannende Kampagnen-Monate 

Ihr Alexander Trennheuser
Mitglied des Bundesvorstands

P.S. 1988 wurde Mehr Demokratie gegründet. In diesem Jahr feiern wir das 25-jährige 
Vereinsjubiläum. Sie sind herzlich eingeladen! Alle Infos dazu finden Sie auf Seite 35.

Editorial

Alexander Trennheuser,  

Mitglied des Bundesvorstands
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Ein gutgemeinter Appell, aber ein stumpfes Schwert. Dennoch, 
die einzige Möglichkeit – ein verbindliches Verfahren von unten 
in einem Bundesland zu nutzen, um auf Bundesebene zu for-
dern, was es noch nicht gibt. Und – wir wurden erhört! Die mit 
25.000 Unterschriften versehene Volksinitiative wurde von der 
Küstenkoalition aus SPD, SSW und Grünen übernommen. Seit 
November 2012 liegt dem Bundesrat ein Entschließungsantrag 
mit der Drucksache 729/12 aus Schleswig-Holstein vor - siehe 
Bild links unten.

Der Bundesrat möge beschließen ...

Der dem Schreiben Albigs angehängte Antragstext lautet so: 
„Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, einen Ent-
wurf für ein Gesetz in den Deutschen Bundestag einzubringen, 
durch welches auf der Ebene des Bundes Volksinitiativen, 
Volksbegehren und Volksentscheide sowie Referenden in das 
Grundgesetz eingeführt und nähere einfachgesetzliche Aus-
führungs- und Verfahrensbestimmungen geregelt werden.“

Tätärätääää!

Das ist es, nicht mehr und nicht weniger. Aber auf jeden Fall 
die größte Chance, die wir seit der Mehrheit 2002 von 63 
Prozent des Bundestages (66 Prozent wären für eine Verfas-
sungsänderung nötig gewesen) für den Gesetzentwurf von 
rot-grün hatten!

Wir rufen erstmal juhu!!

Claudine Nierth ist Bundesvorstandssprecherin 

 von Mehr Demokratie.

Stellt Euch vor, der Bundesrat beschließt ein gemeinsam erar-
beitetes Gesetz, das bundesweite Volksabstimmungen regelt 
und überreicht es auffordernd an den Bundestag. So unsere 
kühnen Träume vor zwei Jahren, als wir in Schleswig-Holstein 
eine Volksinitiative starteten, um die Landesregierung aufzu-
fordern, sich im Bundesrat für bundesweite Volksabstimmun-
gen einzusetzen.

Wenn möglich wird, 
was keiner für Möglich hält

Text Claudine Nierth, Mehr Demokratie

bundesweite Volksentscheide
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wir auch ausgestiegen, als die Einsicht groß genug war, leider 
nicht ohne Fukushima. Einen kleinen demokratischen „Störfall“ 
haben wir letzten Sommer mit der Zustimmung von ESM und 
Fiskalpakt erlebt. Die Forderung nach einer Volksabstimmung 
wurde laut durchs Land posaunt, aber leider nicht umgesetzt. 
Dennoch hat es die Einsicht in die Notwendigkeit gefördert.

Auf der anderen Seite ist es der stete Tropfen der Überzeugung, 
der in den ständigen Gesprächen mit den Gegnern, die Vorbehal-
te ausräumt und das Vertrauen in direktdemokratische Instru-
mente stärkt. Hier müssen vor allem noch Politiker überzeugt 
werden, klar, die Machthalter eben. Solange Parlamente die 
Überzeugung vertreten, sie müssten uns Bürger vor uns selber 
schützen und notfalls gegen unseren Willen über unsere Köpfe 
hinweg für unser vermeintliches Wohl entscheiden, solange wer-
den wir keine Volksabstimmung bekommen.

Was ist deine Motivation, warum setzt du dich für  

Mehr Demokratie ein?

Die Vorstellung, dass eine Gemeinschaft jedem Einzelnen die 
Chance einräumt, jederzeit eine eigene Idee zur Verbesserung 
des Gemeinwohls einzubringen, ist für mich die größte Freiheit 
und Verantwortung, die eine Gesellschaft dem Einzelnen ein-
räumen kann. Das beflügelt mich. Das setzt das Vertrauen in 
jeden Menschen voraus.

Was war für dich ein Schlüsselerlebnis in deiner Arbeit für Mehr 

Demokratie, das dir das Gefühl gab, jetzt ist etwas entscheidend 

vorangekommen, jetzt sind wir einen großen Schritt weiter?

Das sind zwei Fragen. Ein Schlüsselerlebnis war für mich zu 
kapieren, dass es nicht reicht, sich mal für eine kurze Zeit zu 
engagieren und dann haben wir den Volksentscheid, sondern 
dass es Jahre dauern kann, vielleicht Jahrzehnte, dass es sogar so 
sein muss, dass es so richtig ist. Weil wir dann erst die Qualität 
erreichen, damit wir auch eine gute Volksabstimmung bekom-
men. Je größer eine Reform ist, desto größer ist auch der Wider-
stand. Das Vertrauen in eine Reform muss nach und nach wach-
sen. Jeder muss die Zeit bekommen, das Vertrauen in die 
Veränderung Stück für Stück gewinnen zu können, erst dann 
wird das Neue umgesetzt werden können. 
Wir kommen mit jeder Volksabstimmung in einem Bundesland 
ein Stück weiter. Denn sie zeigt, dass es gehen kann. Und natür-
lich war die Verfassungsbeschwerde zu ESM und Fiskalvertrag 
2012 ein Paukenschlag für den Volksentscheid! 

Was muss passieren, damit der bundesweite Volksentscheid 

Wirklichkeit wird?

Wenn die Einsicht in die Notwendigkeit groß genug ist, werden 
wir die Volksabstimmung bekommen. Aus der Atomenergie sind 

interview

Freiheit und 
Vertrauen

Claudine Nierth erzählt im Interview mit Neelke 

Wagner, was für sie die Arbeit für Mehr Demo-

kratie ausmacht – und warum der bundesweite 

Volksentscheid kommen wird.
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bundesweite Volksentscheide

Auf dem Weg zum 
bundesweiten 
Volksentscheid

Text Charlie Rutz, Mehr Demokratie Fotos Mehr Demokratie

Am 6. und 7. Februar hat sich im Haus der Demokratie und 
Menschenrechte in Berlin eine große Gruppe Mitarbeiter/innen 
von Mehr Demokratie getroffen, um zu diskutieren, wie die di-
rekte Demokratie zum Wahlkampfschlager werden kann. Im 
Mittelpunkt steht die Forderung an Bundestag und Bundesrat, 
den bundesweiten Volksentscheid einzuführen. Diese wird ge-
meinsam mit Partnern wie dem Omnibus für Direkte Demokra-
tie und Aktivist/innen aus ganz Deutschland möglichst laut und 
vielfältig zum Ausdruck gebracht. 

Am Anfang des Treffens stand die aktuelle politische Situation. 
Wie steht es um direktdemokratische Initiativen und Volksbe-
gehren in den einzelnen Bundesländern? Zuletzt war in Schles-
wig-Holstein die Volksinitiative zur Bürgerbegehrensreform 
erfolgreich (siehe Seite 9). In Berlin (Volksbegehren „Neue 
Energie für Berlin“) und Hamburg (Volksbegehren „Unser 
Hamburg, unser Netz“) wird es voraussichtlich am Tag der 
Bundestagswahl jeweils einen Volksentscheid geben. In Bayern 
(Volksbegehren „Studiengebühren, nein Danke!“) sowie Bran-
denburg (Volksbegehren gegen Nachtflug am Berliner Flugha-
fen) werden die Bürger/innen im April und Mai zur Abstim-
mung gerufen, sollten die jeweiligen Landesregierungen und 
Parlamente die Volksbegehren zuvor nicht annehmen.

Koordinierung und Planung der Kampagnenaktivitäten

Die lebhaften Debatten und themenspezifischen Workshops 
mündeten auf dem Kampagnentreffen in eine praxistaugliche 
Roadmap. In dezentraler Organisation, verteilt über vier Kam-
pagnenbüros in Berlin, Hamburg, Köln und Stuttgart, werden 
Wahlkreisaktive vor Ort die Werbetrommel für die Einführung 
des bundesweiten Volksentscheids rühren. Jede/r, der bei der 
Kampagne von Mehr Demokratie mitmachen will, kann dies je 
nach Zeit und Interesse tun – zumal unsere Aktionen in Ausge-
staltung und Inhalt vielfältig sind. Für den Einsatz vor Ort, in 
jedem der 299 Wahlkreise in Deutschland, wird daher mindes-

tens ein/e Wahlkreis-Aktive/r gesucht, der oder die den bundes-
weiten Volksentscheid zum brennenden Anliegen macht. In den 
Monaten bis zur Bundestagswahl im September werden die 
Aktiven:

n	 die Kandidierenden auf Parteiveranstaltungen und per E-Mail 
nach ihrer Meinung zum bundesweiten Volksentscheid fragen

n	 in den Fußgängerzonen zu den Infoständen der Parteien ge-
hen und sie auf den bundesweiten Volksentscheid ansprechen

n	 auf den Marktplätzen Informationen verteilen und Unter-
schriften für den bundesweiten Volksentscheid sammeln

n	 Leserbriefe schreiben, gemeinsame Aktionstage organisieren, 
sich viele kleine Aktionen ausdenken und einfach Freude da-
ran haben, gemeinsam an einem Strang zu ziehen!

Und um Aufsehen zu erregen, kommt unser neuer aufblasbarer 
Demokratie-Würfel (siehe Foto) zum Einsatz. Ein wahrer Blick-
fänger! Mit diesem wird ein Team von Mehr Demokratie bun-
desweit in 100 Wahlkreisen Station machen. Die Wahlkreis-Ak-
tiven können die Tour-Termine mit vorbereiten, andere Initiativen 
mobilisieren oder einfach für den Tag präsent sein. Das Wahl-
kreis-Team wird die Aktiven nach besten Kräften unterstützen: 
mit Material, Tipps, Aktionsvorschlägen und Hilfestellung bei 
der Umsetzung ihrer eigenen Ideen. Um gemeinsam Aktionen zu 
entwickeln, zu planen und sich kennenzulernen, werden im April 
dezentral Workshops organisiert. All das dient einem Ziel: Der 
bundesweite Volksentscheid muss kommen – jetzt! 

Demokratiecheck der Bundestagsdirektkandidat/innen

Wie schon im Jahre 2009 befragt Mehr Demokratie auch zur 
Bundestagswahl 2013 alle Direktkandidat/innen für den Bun-
destag zu ihrer Haltung in punkto direkte Demokratie, insbeson-
dere zum bundesweiten Volksentscheid. Vor vier Jahren fiel das 
Votum eindeutig aus: Damals sprachen sich 67 Prozent aller 
Direktkandidat/innen (1.005 von 1.499) der im Bundestag ver-
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Lust aktiv zu werden?

Vor der Bundestagswahl zählt der Einsatz vor Ort! 

299 Wahlkreis-Aktive sollen den Wunsch nach dem 

bundesweiten Volksentscheid in alle 299 Wahl-

kreise tragen. Einfach melden unter:  

wahlkreis@mehr-demokratie.de oder 0711 509 1012
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tretenen Parteien für bundesweite Volksabstimmungen aus. Um 
diese im Grundgesetz zu verankern, wird eine solche Zweidrit-
telmehrheit im Parlament benötigt. Etwa sechs Wochen vor der 
Bundestagswahl 2013 geht der Kandidatencheck online. Dabei 
arbeitet Mehr Demokratie eng mit seiner Partnerorganisation 
abgeordnetenwatch.de zusammen. 

Dass die Bürger/innen schon längst für mehr direkte Mitbe-
stimmung bereit sind, zeigt eine kürzlich von infratest dimap 
durchgeführte repräsentative Umfrage: Danach wünschen sich 
zwei Drittel der Deutschen mehr Volksabstimmungen und an-
dere direkte Beteiligungsformen. Müssen sie sich zwischen der 
Stärkung der direkten und der repräsentativen Demokratie ent-
scheiden, spricht sich der Studie zufolge eine Mehrheit von 63 
Prozent für den Ausbau der direkten gegenüber der repräsenta-
tiven Demokratie (34 Prozent) aus. Ein deutliches Signal an die 
Bundestagsdirektkandidat/innen, sich für bundesweite Volks-
abstimmungen einzusetzen!

„Der aufrechte Gang“ und „Bündnispartner“

Ein weiteres Highlight ist die Demokratiewanderung des OMNI-
BUS für Direkte Demokratie. Unter dem Motto „Der aufrechte 
Gang – für das freiheitliche Zusammenwirken selbstbestimmter 
Menschen“ startet am 17. August in Hattingen eine vierzigtägige 

Wanderung nach Berlin, um für die Einführung der bundeswei-
ten Volksabstimmung zu werben. Pünktlich zu Beginn der Koa-
litionsverhandlungen, am 28. September, wollen die Wanderer in 
Berlin eintreffen und mit verschiedenen Aktionen versuchen, 
den bundesweiten Volksentscheid in die Koalitionsverhandlun-
gen zu tragen. In vielen Orten auf der 600 Kilometer langen Rou-
te der Demokratie-Wanderung sind öffentliche Veranstaltungen 
zusammen mit dem Omnibus geplant, etwa in Bochum, Dort-
mund, Soost, Paderborn, Goslar, Halberstadt, Magdeburg, Klos-
terlen und Potsdam. Unter der-aufrechte-gang.org ist ab April 
Näheres zu erfahren.

Unter volksentscheid.de wird es eine eigene Kampagnenweb-
seite geben, die alle Aktivitäten dokumentiert und zum Mitma-
chen einlädt. Die Stimmung auf dem Kampagnentreffen war 
sehr positiv und zuversichtlich, dass die vielfältigen Aktionen 
den bundesweiten Volksentscheid ein großes Stück näher brin-
gen werden!

Charlie Rutz ist Internetredakteur und  

zuständig für Social Media bei Mehr Demokratie.

bundesweite Volksentscheide
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kam uns die Idee, per Volksinitiative 
die schleswig-holsteinische Landesre-
gierung aufzufordern, sich im Bundes-
rat für die Einbringung eines Gesetzes 
für Volksinitiative, Volksbegehren und 
Volksentscheid einzusetzen (siehe Sei-
te 4). Und wenn wir schon dabei sind, 
starteten wir parallel gleich noch eine 
zweite Volksinitiative mit einem aus-
gearbeiteten Gesetzentwurf für die Er-
leichterung von Bürgerentscheiden in 
Schleswig-Holsteins Gemeinden und 
Kreisen. Gedacht, getan.

Wir hatten weder Geld, noch einen star-
ken Landesverband, aber ein Bündnis von 
16 Organisationen und den Bundesver-
band von Mehr Demokratie im Rücken. 

Mehr Demokratie verdankt seine Stärke 
erfolgreichen Volksbegehren in den Bun-
desländern. Ein entsprechend geeignetes 
Mittel auf Bundesebene fehlt. Aber wie 
bringt man beides zusammen, die Mög-
lichkeit des Begehrens auf Landesebene 
und die Forderung nach bundesweiten 
Volksabstimmungen?

Es gibt in drei Bundesländern die rechtli-
che Möglichkeit, nicht nur einen Gesetz-
entwurf per Volksinitiative auf den Weg 
zu bringen, sondern auch einen Appell 
an die Landesregierung zu entsenden: 
in Berlin, Brandenburg und Schleswig-
Holstein. Ein Appell ist erst einmal ein 
stumpferes Schwert, aber richtig ange-
wendet nicht weniger wirkungsvoll. So 

bundesländer

Zu unseren Verbündeten zählten unter 
anderem Bündnis ‘90/Die Grünen, die 
Linke, die jungen Liberalen, die Piraten, 
die Initiative für Grundeinkommen, die 
Aktion mündige Schule, Gegenwind e.V., 
die Sozialdemokratische Gesellschaft der 
Kommunalpolitik und die Violetten. So 
standen wir mit zwei Volksinitiativen im 
Mai 2011 Unterschriften sammelnd auf 
der Straße und reichten im Oktober 2011 
zweimal 25 000 Unterschriften für unsere 
Forderungen ein. Unser Ziel: zwei Volks-
abstimmungen am Tag der Bundestags-
wahl im September 2013. 

Während die Zulässigkeitsprüfung noch 
lief, fanden Neuwahlen in Schleswig-Hol-
stein statt, die zu einem Regierungswech-

erfolg  
im norden

Text  Claudine Nierth, Mehr Demokratie Fotos Mehr Demokratie Schleswig-Holstein

Die Landesregierung von Schleswig-

Holstein verbessert die Regelungen für 

Bürgerbegehren und -entscheide! Auch 

die zweite Volksinitiative in Schleswig-

Holstein, an der Mehr Demokratie maß-

geblich beteiligt war, ist damit ein Erfolg. 

Vom langen Weg zum guten Kompromiss 

berichtet Claudine Nierth.
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tet. Ein Mehr an direkter Beteiligung der 
Bürger/innen? Eher unerwünscht!

Verhandeln, verhandeln, verhandeln

Also nutzten wie die rechtliche Möglich-
keit, als Initiator/innen mit der Regierung 
über einen Kompromiss zu verhandeln. 
Wir hatten immerhin die Erfahrungs-
werte von mittlerweile über 6.000 Bür-
gerbegehren im Rücken, hatten Fallstu-
dien, Auswertungen und Beispiele parat. 
Schleswig-Holstein mit seinen bis dahin 
knapp 300 Begehren und 170 Bürgerent-
scheiden in 1.116 Gemeinden lieferte nur 
begrenzte Erfahrungswerte. Statistisch 
hatte eine Gemeinde nur alle 64 Jahre mit 
einem Bürgerentscheid zu rechnen. Zu 
wenig angesichts der aktuellen Themen 

sel führten. Die schwarzgelbe Regierung 
machte Platz für die Küstenkoalition aus 
SSW, SPD und Grünen, die Piraten zogen 
erstmals in den Landtag ein. Somit waren 
unsere Bündnisfreunde ausreichend im 
Parlament vertreten.

Unsere erste Volksinitiative, die Bundes-
ratsinitiative, wurde von der Koalition als 
erste Amtshandlung übernommen! Mit 
unserem Gesetzentwurf zur Erleichterung 
des kommunalen Bürgerentscheids tat sie 
sich jedoch schwer. Unüberwindbar die 
Hürden für SPD und SSW. Die Sorge, 
Bürger/innen könnten den Gemeindever-
tretungen das Leben schwer machen und 
das Recht der kommunalen Selbstverwal-
tung gefährden, saß tief und weitverbrei-

bundesländer

wie Energiewende, Windparks, Touris-
musausbau und Fehmarnbeltquerung.

In stundenlangen Gesprächen sind wir 
unsere fünfzehn Änderungspunkte Stück 
für Stück durchgegangen. Unser Entwurf 
lieferte keine Neuheiten. Mit einer Aus-
nahme: Wir wollten, dass die Bürger/in-
nen auch über Grund und Gewerbesteu-
ern, Abgaben und Entgelte abstimmen 
dürfen. Die Gesamtsumme unserer For-
derungen – Abschaffung der Zustim-
mungsquoren, Senkung der Eingangs-
hürden, fast vollständige Auflösung des 
Themenausschlusskataloges, Streichung 
des Kostendeckungsvorschlages, Weg-
fall der Frist für kassatorische Begehren, 
Senkung und Staffelung der Eingangs-
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hürden, sowie die Möglichkeit, mit einfa-
cher Mehrheit ein Ratsbegehren herbei-
zuführen – rief Widerstände bis ins 
Innenministerium hervor.

Ringen um den Kompromiss

Doch die Gespräche verliefen in erstaun-
lich offener, sachlicher Atmosphäre. 
Man hörte einander wirklich zu und ver-
suchte, die Position des anderen zu ver-
stehen und darauf einzugehen und ließ 
Argumente wechseln, bis wir uns wirk-
lich einem Kompromiss näherten. Herz-
stück, Knack- und Angelpunkt beider 
Seiten war die Bauleitplanung. Wir woll-
ten sie wie in Bayern, Hamburg oder 
Thüringen für Bürgerbegehren vollstän-
dig zugänglich machen, während SPD 

und SSW sie vollständig ausnehmen 
wollten. Schließlich einigten wir uns auf 
die Lösung, die erste, aber wesentliche 
Stufe der Bauleitplanung für Bürgerbe-
gehren zuzulassen: den Aufstellungsbe-
schluss, sowie dessen Änderung, Ergän-
zung oder Aufhebung. Entscheidend für 
uns war die Erfahrung, dass sich von 40 
Bürgerbegehren 36 auf den Aufstel-
lungsbeschluss, also auf das „Ob“ eines 
Bauvorhabens bezogen und nur vier auf 
das „Wie“. Bürgerbegehren, die sich auf 
das „Wie“ und damit auf die Ausgestal-
tung eines Vorhabens beziehen, sind so-
wieso durch das Bundesbaugesetzbuch 
sehr eingeschränkt, da sie rechtlich nur 
als Empfehlung in den Abwägungspro-
zess einfließen können.

Neben diesem Kompromiss einigte sich 
unser Bündnis mit der Koalition auch da-
rauf, dass die die Eingangshürden ge-
senkt und von vier bis zehn Prozent ge-
staffelt werden. Die Zustimmungsquoren 
sinken auf Werte zwischen zwanzig und 
acht Prozent. Die Grund- und Gewerbe-
steuer bleibt von Bürgerbegehren künftig 
genauso ausgeschlossen wie die Haupt-
satzung einer Gemeinde, dafür gibt es 
aber keine zeitliche Frist mehr für Kor-
rekturbegehren oder sogenannte kassato-
rische Begehren. Das heißt, künftig sind 
Bürgerbegehren auch zu Beschlüssen 
möglich, die schon lange zurückliegen. 
Woran sich die Proteste um Stuttgart 21 
entzündeten, das kann in Schleswig-Hol-
stein nun nicht mehr passieren. Außer-
dem einigten wir uns auf die Streichung 
des Kostendeckungsvorschlages zuguns-
ten einer Kostenschätzung durch die 
Verwaltung. 

Das ist Erfolg!

Kaum lag der gemeinsame Kompromiss 
vor, verkündete die Küstenkoalition ihn 
der Presse auch schon als großen Erfolg, 
obwohl das klassische parlamentarische 
Gesetzgebungsverfahren inklusive Aus-
schussanhörungen noch anstand. So 
agiert man eben, wenn man regiert und 
die Mehrheit hinter sich weiß. Das Ge-
setz wurde Ende Februar 2013 beschlos-
sen und greift bereits für laufende Be-
gehren. 

Claudine Nierth ist eine der  

Vertrauenspersonen des Bündnisses  

für Mehr Demokratie in Schleswig-Holstein.

bundesländer
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bundesländer

Unweigerlich kam mir die Ricola-Werbung in den Sinn, als die 
Präsidentin des Thüringer Landtages mit einer Pressekonferenz 
die Bürgerbeteiligung bei parlamentarischer Gesetzgebung ge-
startet hat. Am liebsten wäre ich zum Podium geschlichen, hät-
te dort den Finger nach oben gereckt und gerufen: „Wer hat’s 
erfunden? Wir haben’s erfunden!“ In der Tat, diese deutsch-
landweit bisher einmalige Form der Bürgerbeteiligung geht auf 
Mehr Demokratie zurück, genauer auf Prof. Dr. Joachim Linck. 
Er hatte die Öffnung der parlamentarischen Gesetzgebung für 
Kritik und Anregungen aus der Bürgerschaft schon 2004 in ei-
nem Aufsatz gefordert. Damals war er noch Direktor des Thü-
ringer Landtages. Bis zu seinem Tod engagierte er sich im Kura-
torium von Mehr Demokratie und im Thüringer Landesvorstand. 
Der Landesverband hatte die Idee vor drei Jahren aufgegriffen, 
ein Konzept vorgelegt und immer wieder auf die Realisierung 
gedrängt. 

Im Dezember 2012 ist eine extra hierfür entwickelte Internet-
seite (forum-landtag.thueringen.de) gestartet, auf der Bürger/
innen Stellungnahmen zu Gesetzentwürfen abgeben können, 
und zwar gegenüber dem Landtag. Das ist deutschlandweit ein-
malig. In anderen Ländern, wie Baden-Württemberg und Sach-

sen-Anhalt, gibt es ähnliche Foren - jedoch nur auf der Ebene 
der Exekutive, nicht der Legislative. Bürgerbeteiligung sollte 
jedoch dort angesiedelt werden, wo die Volksvertreter/innen 
Entscheidungen fällen. 

Wurden zu den Gesetzesberatungen in den Ausschüssen bisher 
nur Interessenverbände und Sachverständige angehört, kann 
sich über das „Diskussionsforum“ künftig jede/r Bürger/in zu 
Wort melden. So fließen auch die Anliegen von Bürger/innen, 
die nicht in Interessengruppen organisiert sind, in die parlamen-
tarischen Beratungen ein. Damit wird sich die Arbeit des Land-
tages verändern: Der Dialog zwischen Parlament und Bürger-
schaft wird intensiviert und die Demokratie lebendiger. Das 
könnte auch dem beängstigenden Vertrauensverlust gegenüber 
Politiker/innen entgegenwirken. 

Welche Gesetzentwürfe in das „Diskussionsforum“ eingestellt 
werden, entscheiden die Ausschüsse nach der ersten und vor der 
zweiten Lesung der Entwürfe. Der federführende Ausschuss 
hat auch die Möglichkeit, Fragen zu formulieren. Für die Öf-
fentlichkeit wird damit erkennbar, wo die Abgeordneten die 
Knackpunkte des Entwurfes sehen und ein vordringliches Be-

Einmalig in Deutschland

In Thüringen können die Bürger/innen neuerdings schon in der Entstehungs

phase von Gesetzen mitreden. Unter forum-landtag.thueringen.de veröffentlicht 

der Landtag des Freistaates Gesetzesentwürfe, die dort kommentiert und mit 

Verbesserungsvorschlägen versehen werden können. Wir stellen das Modell vor.

Text Ralf-Uwe Beck, Mehr Demokratie
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ratungsinteresse haben. Die Bürger-Stellungnahmen werden 
nach Ablauf einer Frist ausgewertet und aufbereitet dem Aus-
schuss übergeben. Die Diskussionsbeiträge selbst werden von 
der Landtagsverwaltung moderiert. Dabei wird auf die Einhal-
tung des Regelkataloges geachtet, nicht aber inhaltlich einge-
griffen. Wer Beiträge schreiben möchte, kann dies anonym tun, 
muss sich jedoch vorher anmelden. Alle Inhalte des übersichtli-
chen und gut navigierbaren Forums sind aber auch ohne An-
meldung einsehbar. Die erste Diskussionsrunde, lässt der Land-
tag verlautbaren, sei ein Erfolg: 86 Beiträge mit 231 Bewertungen 
der einzelnen Gesetzespassagen sind zur Novelle des Gleich-
stellungsgesetzes eingegangen.

Mehr Demokratie hat das Projekt als „notwendig, zeitgemäß 
und bürgernah“ begrüßt. Kritisch ist allerdings die Auswahl der 
Gesetzentwürfe zu werten. Hier hatte Mehr Demokratie ver-
langt, sämtliche Entwürfe für die Bürgerbeteiligung zugänglich 
zu machen. Nur die Bürger/innen selbst können entscheiden, 
wozu sie sich äußern und was sie kommentarlos passieren las-
sen wollen. Nun darf die Regierungsmehrheit im Ausschuss 
nicht zum Flaschenhals für die Bürgerbeteiligung werden. Es 
braucht verlässliche Kriterien für die Auswahl der Gesetzent-

würfe. Über das Wohl und Wehe dieser neuen Form der Bürger-
beteiligung wird auch entscheiden, ob die eingegangenen Stel-
lungnahmen mit Respekt behandelt werden. Den notwendigen 
Druck könnten öffentliche Ausschusssitzungen erzeugen. Auch 
der vorgeschriebene Bericht aus dem Plenum sollte über die 
Stellungnahmen informieren. Inhaltsleere Berichterstattungen 
sind dann noch weniger akzeptabel. 

Nach einer Testphase von einigen Monaten sollten nach Ansicht 
von Mehr Demokratie verbindliche Regeln gefunden und auch 
in der Geschäftsordnung des Landtages verankert werden. Be-
währt sich das Modell, sollte es Schule machen. Egal, wer diese 
Hustenbonbons erfunden hat – Hauptsache, sie helfen der parla-
mentarischen Demokratie gegen ihre Heiserkeit. 

TIPP Wer sich für Bürgerbeteiligung bei parlamentarischer 

Gesetzgebung in seinem Land einsetzen möchte, kann das Papier 

mit einer Beschreibung des Modells anfordern bei:  

thueringen@mehr-demokratie.de

Ralf-Uwe Beck ist Bundesvorstandssprecher  

und Sprecher von Mehr Demokratie in Thüringen .

Mehr Demokratie trauert um  

Prof. Dr. Joachim Linck

Der Verein Mehr Demokratie trauert um 

Prof. Dr. Joachim Linck. Er ist am 16. 

Februar 2013 im Alter von 72 Jahren an 

den späten Folgen eines Herzinfarktes 

gestorben. Der ehemalige Direktor des 

Thüringer Landtages und Honorarprofessor 

an der Universität Jena war Gründungs- 

und Vorstandsmitglied des Thüringer 

Landesverbandes von Mehr Demokratie e.V. 

sowie Mitglied im Kuratorium des 

Bundesverbandes.

Dieser plötzliche Tod bestürzt uns und 

macht uns sehr traurig. Joachim Linck ist 

energisch und unbeirrt für die Sache der 

Demokratie eingetreten. Mit ihm geht ein 

kreativer und unbestechlicher Denker 

verloren. Er hatte die Gabe, Gewohnheiten 

in Frage zu stellen, die Dinge ideenreich 

und konsequent zu Ende zu denken und 

entschlossen zu vertreten. Wir verlieren 

mit ihm einen geschätzten Mitstreiter und 

guten Freund.

Ralf-Uwe Beck 
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Seit 1929 verbindet die 

Ambassador Bridge Detroit in 

den USA mit Windsor in 

Kanada, betrieben vom 

Millionär Matty Maroun. Pläne 

der kanadischen Regierung 

und des Bundesstaates 

Michigan, daneben eine neue 

Brücke zu bauen, wollte 

Maroun per Volksentscheid 

verhindern. 40 Millionen 

US-Dollar investierte er in 

seine Kampagne. Vergebens: 

Die Michiganer Wähler/innen 

lehnten seinen Vorschlag ab.
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die Höhe und schwenken ihre Fahnen – 
einige weinen sogar. Das Hangar-Tor öff-
net sich. Mitt Romney wird mit einem 
Flugzeug, das die Aufschrift „Believe in 
America!“ trägt, in den Hangar gefahren 
und entert mit seiner Frau die Bühne. Zu-
gegeben: Ein ziemlich cooler Auftritt! Ich 
bin trotzdem sehr froh, dass der deutsche 
Wahlkampf anders abläuft.

Mein Fazit nach einer Woche „Demokratie-
erlebnisreise“ in den USA fällt gemischt 
aus. Direkte Demokratie ist in den Staa-
ten, durch die wir gereist sind, selbstver-
ständliches Bürgerrecht, das von nieman-
dem grundsätzlich in Frage gestellt wird. 
Trotzdem verursacht die Rolle des Geldes 
an vielen Stellen Probleme. In einer Ge-
sellschaft, in der die soziale Schere immer 
weiter auseinandergeht, wird Demokratie 
hier zunehmend zu etwas für diejenigen, 
die sich bezahlte Unterschriftensammler, 
PR-Agenturen und teure Werbespots leis-
ten können. In Deutschland sollten wir 
daraus lernen und erfolgreiche Volksbe-
gehren einerseits mit einer Kostenerstat-
tung honorieren, andererseits aber auch 
Offenlegungspflichten für Spenden an 
Volksbegehren ausbauen. Dass politische 
Arbeit Geld kostet, ist kein Geheimnis – 
die Frage ist immer, wer die Rechnung 
bezahlen kann und will. 

Alexander Trennheuser ist Mitglied des 

Bundesvorstandes und Geschäftsführer des 

Landesverbands Nordrhein-Westfalen von 

Mehr Demokratie.

voranzutreiben, haben sie nach eigenen 
Worten eine sich über ganz Ohio erstre-
ckende Kampagne „with the dimension 
of a presidential election“ organisiert - 
also eine mit dem Aufwand und den Kos-
ten einer Präsidentschaftswahl vergleich-
bare Kampagne. 

Ohnehin steht für die meisten steht außer 
Frage, dass man zur Organisation einer di-
rektdemokratischen Initiative in der Regel 
eine PR-Agentur brauche. So nennt ein 
Funktionär der Republikaner in Ohio uns 
gegenüber die Casino-Initiative zwar 
„problematisch“. Trotzdem wurde die mit 
dieser Initiative erfolgreiche Agentur 
„Strategic Public Partners“ von den Repu-
blikanern für die Nein-Kampagne gegen 
ein Referendum gebucht, mit dem den 
beiden großen Parteien die Entscheidung 
über die Zuschneidung von Wahlkreisen 
aus der Hand genommen werden sollte.

Ohne Moos nix los in der Demokratie – 
das zeigt mir auch der Besuch bei einer 
der kostspieligen Wahlveranstaltungen 
von Mitt Romney. Das Ganze findet in 
einem Hangar statt. Die Halle ist zugig, 
hat eine schlechte Akustik und man sieht 
nicht besonders gut. Aber: Ohne Hangar 
kein großer Auftritt. Denn nachdem sämt-
liche Kandidaten der Republikaner eine 
kurze Rede gehalten haben, stampft 
scheppernd eine dramatisch-monumenta-
le Musik aus den Boxen. Circa 10.000 
Menschen kreischen, halten Schilder in 

To the Heartland 
of Direct Democracy

Text Alexander Trennheuser, Mehr Demokratie, Foto Patricia Drury, Detroit

international

Wenn wir nach Beispielen für Volksent-
scheide suchen, richtet sich unser Blick 
in der Regel in Richtung Schweiz. Dabei 
ist direkte Demokratie in vielen Bundes-
staaten der USA seit Jahrzehnten gelebte 
Praxis – mit all ihren positiven Beispie-
len, aber auch Fehlentwicklungen.

In der Woche der Präsidentschaftswah-
len war ich gemeinsam mit Bruno Kauf-
mann vom IRI Europe, dem Journalisten 
Joe Matthews und einer insgesamt neun-
köpfigen Reisegruppe unterwegs durch 
Ohio, Michigan und Florida. Diese drei 
Bundesstaaten zählen zu den „swing sta-
tes“, in den USA auch „battleground“ ge-
nannt. Sie sind es, die das Ergebnis der 
Präsidentschaftswahl maßgeblich bestim-
men, weil sich die Bevölkerung mal für 
den Kandidaten der Demokraten, mal für 
den der Republikaner entscheidet.

Die drei US-Bundesstaaten können aber 
auch auf eine lange Tradition direkter 
Demokratie zurückblicken. Vom Ein-
fluss des Geldes sind weder repräsentati-
ve noch direkte Demokratie verschont 
geblieben. Ein Beispiel: in Ohio wurde 
das Glücksspiel 2009 per Volksentscheid 
erlaubt und vier Standorte für Casinos in 
die Verfassung aufgenommen. Im Res-
taurant des ersten nach dem Volksent-
scheid eröffneten Casinos treffen wir die 
Organisatoren der Kampagne von „Stra-
tegic Public Partners“, einer PR-Agentur. 
Um die Legalisierung des Glücksspiels 
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international

Die neue Verfassung wurde von der ver-
fassungsgebenden Versammlung ausgear-
beitet, die zuvor vom Parlament bestimmt 
worden war. 70 von 100 Mitgliedern die-
ses Organs sind dem islamistischen Lager 
zuzurechnen. Die wahlberechtigten Bür-
ger/innen durften je nach Region am 15. 
oder 22. Dezember 2012 darüber entschei-
den, ob der Verfassungsentwurf ihren Vor-
stellungen des gesetzlichen Rahmens ent-
spricht, in dem sie als Gesellschaft 
zukünftig leben werden. Ob dies tatsäch-
lich durch den Vorschlag einer Versamm-
lung abgebildet werden kann, die nicht 
direkt vom Volk gewählt wurde, ist aus 
demokratischer Sicht zu bezweifeln. Die 
Ägypter/innen hatten keinerlei Möglich-
keit, Bestandteile des Entwurfs mitzube-
stimmen. Nach Auszählung aller Stimmen 
befürworteten rund 64 Prozent die erste 
neu ausgearbeitete Verfassung seit 1971. 
Die Wahlbeteiligung war mit 33 Prozent 
jedoch relativ gering. Bemerkenswerter-
weise wurden in diesem Prozess der De-
mokratisierung vor der Etablierung einer 
Verfassung zuerst Wahlen durchgeführt. 
Normalerweise ist es umgekehrt. 

Die in Tunesien entstandene Welle des 
Arabischen Frühlings schwappte Anfang 
2011 auch nach Ägypten. Die von Mas-
senprotesten ausgelöste Revolution unter 
dem Motto „Brot, Freiheit und soziale 
Gerechtigkeit“ führte letztendlich zum 
Sturz des Präsidenten Mubarak und zu 

den ersten freien Wahlen des Landes. 
Ägypten befindet sich seitdem im Um-
bruch, der Hunger nach Demokratie ist 
groß. Die Übergangsregierung des Mili-
tärrates, die Wahl des Muslimbruders 
Mohammed Mursi zum neuen Präsiden-
ten und der zwischen diesen beiden aus-
getragene Machtkampf destabilisiert das 
Regierungssystem und die gesamte insti-
tutionelle Ordnung. Daraus resultierend 
kommen Debatten über gesellschaftliche 
Grundsätze, nach denen die ägyptische 
Bevölkerung verlangt, nur schleppend in 
Gang. Die Menschen sind durch die stän-
dige Unklarheit müde geworden. Ihr Be-
dürfnis nach Demokratie, manifestiert in 
der Revolution, kann Mursi derzeit nicht 
sättigen.

Kritik am Ablauf des Referendums

Vielleicht ist die geringe Beteiligung an 
dem Referendum Ausdruck dieser Müdig-
keit unter den Bürger/innen: Nur ein Drit-
tel der Wahlberechtigten stimmte über-
haupt mit ab. Auch die Durchführung lässt 
an der Einhaltung von demokratischen 
Prinzipien zweifeln und daran, ob dieses 
Drittel tatsächlich seinen Willen kundtun 
konnte. Beobachter wie Human Rights 
Watch kritisieren, dass die Islamist/innen 
vor der Abstimmung in Armenvierteln 
und Moscheen mobilisierten und somit 
eine Mehrheit der Ja-Stimmen sicherstell-
ten. Laut Amnesty International beanstan-
deten die ägyptischen Liberalen außerdem 

hunger nach  
demokratie

Die ägyptische Bevölkerung hat sich für die neue  

Verfassung entschieden – doch scheint dieses Ergebnis  

die Probleme im Land eher zu verstärken als zu lösen. 

Text Claudia Mallschützke Foto Amnesty International

die Entstehung des Verfassungsvor-
schlags: Die Islamist/innen hätten ihn fast 
im Alleingang geschrieben. Die religiösen 
Minderheiten, die ebenso Teil der verfas-
sungsgebenden Versammlung waren, sei-
en überstimmt worden und finden in der 
auf den Prinzipien der Scharia basieren-
den Verfassung keine Beachtung. Dieser 
Dissens ging soweit, dass einige Vertreter/
innen von Minderheiten die verfassungs-
gebende Versammlung verließen. Somit 
sei die Verfassung kein Abbild der gesam-



17mdmagazin | Nr. 96 | 1/2013

ten ägyptischen Bevölkerung. Dennoch 
entschieden sich fast zwei Drittel der Ab-
stimmenden für eine im Vergleich zur al-
ten Verfassung noch stärkere Islamisie-
rung ihres Alltags und die damit 
einhergehenden restriktiven Bedingun-
gen für einige Bevölkerungsgruppen.

Die Unruhe geht weiter

Hoffnung auf mehr Stabilität im Land 
machen die Parlamentswahlen, die vor-
aussichtlich im April 2013 stattfinden. 

Sie könnten die Regierung zwingen, sich 
wieder mehr mit der Innenpolitik zu be-
fassen. Inwieweit dies das Verlangen der 
Bevölkerung nach Demokratie befriedi-
gen und die Opfer der Unruhen des Ara-
bischen Frühlings rechtfertigen wird, 
bleibt abzuwarten. Erneuter Aufruhr und 
Demonstrationen gegen Mursi zeigen, 
dass zumindest Teile der ägyptischen 
Bevölkerung in Frage stellen, ob sich Is-
lamismus und Demokratie vereinen las-
sen. Die Opposition wirft den Islamist/

innen vor, die Revolution und ihre Ideen 
verraten zu haben. Sie bäumt sich also 
auch zwei Jahre nach deren Ausbruch er-
neut auf und mobilisiert ihre Kräfte ge-
gen eine Regierung, die kaum Raum 
lässt für deren Forderungen nach Demo-
kratie und nach einem respektvollen Mit-
einander in gesellschaftlicher Vielfalt.

Claudia Mallschützke ist Praktikantin im 

Berliner Büro von Mehr Demokratie. Sie hat in 

Jena Soziologie und Interkulturelle 

 Wirtschaftskommunikation studiert.
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omnibus für direkte demokratie

kunst und demokratie

Im Interview mit Andrea Adamopoulos erläutert der Künstler Johannes Stüttgen, was Volksabstim-

mungen mit Kunst zu tun haben und wie sich Selbstbestimmung mit Demokratie vereinbaren lässt. 

Johannes Stüttgen ist Künstler und Mitbegründer und Gesellschafter des OMNIBUS für Direkte De-

mokratie. Er gründete gemeinsam mit Joseph Beuys 1970 das Büro für Direkte Demokratie und setzt 

sich seither für die direkte Demokratie ein.

Foto Michael von der Lohe



19mdmagazin | Nr. 96 | 1/2013

Johannes, als Künstler befasst du dich seit deinem Studium 

bei Joseph Beuys mit der Frage nach der Bestimmung der 

Kunst für die Gesellschaft. 1987 ist der erste OMNIBUS bei der 

documenta 8 in Kassel gestartet. Es heißt, der OMNIBUS be-

gründet die Notwendigkeit der Volksabstimmung aus der 

Kunst heraus: Was hat Demokratie mit Kunst zu tun?

Demokratie ist ein Gestaltungsprinzip, ganz einfach.

Aber es ist doch ein Unterschied, ob ich ein Bild male oder 

gesellschaftliche Themen bearbeite.

Ja und nein. In beiden Fällen handelt es sich um Gestaltungs-
vorgänge. Bei der Demokratie aber ist der Gestaltungsgegen-
stand die Gesellschaft – das ist das erste, das man sich klarma-
chen muss. Es geht um die Frage: Welche Form soll die 
Gesellschaft haben? Das zweite ist: an dieser Gestaltung ist 
jeder Mensch beteiligt, und zwar gleichberechtigt. Es stellt sich 
also heraus, dass hier ein ganz neues Feld der Kunst in Erschei-
nung tritt. Joseph Beuys nennt es die Soziale Plastik, bezie-
hungsweise Soziale Skulptur. 

Ist denn jeder Gestaltungsvorgang automatisch schon Kunst?

Gute Frage! Aber die gilt auch für dein Beispiel vom Bilderma-
len. Nicht jedes Bild ist automatisch ein Kunstwerk. Mit ande-
ren Worten: Die grundsätzliche Frage nach der Kunst stellt sich 
noch einmal ganz neu. Mit der Bestimmung ‚Kunst’ kommt ein 
hoher Anspruch ins Spiel, der jede Form der Fremdbestimmung 
ausschließt. Das Postulat der Kunst ist die nur in sich selbst be-
gründete Form, also die Freiheitsgestalt. Das gilt nicht nur für 
die Form als Resultat, sondern auch für den Prozess, der sie 
hervorbringt, ja, es gilt vor allem auch schon für den Ursprungs-
punkt des Prozesses. 

Für mich stellen sich hier jetzt zwei Fragen. Wenn der An-

spruch der Kunst die Freiheit ist, also das Gegenteil von 

Fremdbestimmung, dann setzt das entsprechende Fähigkei-

ten voraus, also Kompetenz. Gestaltungskompetenz. Ist die 

denn bei jedem Menschen gegeben? Erste Frage.

Die Frage ist berechtigt, aber sie greift noch zu kurz. Selbstver-
ständlich geht es bei der Kunst, überhaupt bei jeder Arbeit – 
denn: Arbeit ist immer Gestaltung – um die Gestaltungskompe-
tenz. Aber damit beginnt die Sache ja nicht. Voraus geht die 
Frage nach der Fähigkeit zum Erwerb dieser Kompetenz. Und 
diese Fähigkeit bringt jeder Mensch mit – ich behaupte schon 
per Geburt! Man kann sie auch die Freiheitsfähigkeit nennen, 
das Schöpferische, die Kreativität. Sie genau ist es, auf der in 
Zukunft unser Hauptaugenmerk zu liegen hat, sie zur Entfal-

tung zu bringen. Es ist kein Zufall, dass der OMNIBUS, dem es 
um die Realisierung der direkten Demokratie geht, auch das 
Thema ‚Schule’, ‚Hochschule’, überhaupt Bildung konkret an-
geht – zum Beispiel seit einiger Zeit in Berlin. Es geht um die 
Notwendigkeit der Befreiung des Schulwesens vom Staatszent-
ralismus. Sie ist von der Demokratiefrage nicht zu trennen. Und 
die zweite Frage?

Du hast vorhin das Prinzip der Gleichberechtigung hervorge-

hoben. Wie ist das aber mit der Kunst zu vereinbaren? Ist 

Kunst abstimmbar? 

Natürlich nicht! Ich habe ja nicht gesagt, dass Kunst eine Sache 
der Demokratie sei. Nein, umgekehrt wird ein Schuh daraus: 
Die Demokratie ist eine Sache der Kunst!

Diese Umkehrung ist nicht einfach nachzuvollziehen.

Das Freiheits- und Selbstbestimmungsprinzip bezieht sich auf 
den einzelnen Menschen, auf das Ich. Ausschließlich hier liegt 
die Quelle jeglicher Gestaltung. Der Begriff ‚direkte Demokra-
tie’ besagt vor allem auch, jede Gestaltungsentscheidung muss 
direkt in jedem Einzelnen begründet sein, muss also aus ihm 
direkt hervorgehen. Nur dann ist sie auch mit Verantwortung 
verbunden, eben künstlerischer Verantwortung. Soweit die Fra-
ge der Kunst. Bezogen auf die Demokratie tritt neben dem Frei-
heitsprinzip nun das Gleichheitsprinzip hinzu. Dieses bezieht 
sich auf das Recht, also die Rechtsgleichheit. Das hier nun Ent-
scheidende ist, dass sich die in der Demokratie begründete 
Gleichberechtigung vor allem auch auf das Prinzip der Gestal-
tung bezieht. Die Demokratie selbst ist hier der Gestaltungsge-
genstand. Sie ist beides in Einem: Gestaltungsinstrument und 
Gestaltungsziel. Gerade die Realisierung der Gleichberechti-
gung, die die Würde des Menschen zur Erscheinung bringt, ist 
dem Wesen nach keine staatliche Verordnung, sondern ein 
künstlerischer Gestaltungsvorgang, also ein Prozess, der nur 
noch – ich sage einmal: funktioniert, wenn er aus dem Men-
schen-Innen hervorgeht.

Aber noch einmal: Rechtsgleichheit ist das Eine, das Andere 

ist die Gestaltungskompetenz.

In der Demokratie treffen beide Aspekte zusammen, das Recht 
der Gestaltung des Ganzen und die Fähigkeit dazu. Das Recht 
zur Gestaltung ruft die Fähigkeit hervor, die Fähigkeit aber zu 
dieser Fähigkeit bringt der Mensch, wie auch das Recht, per 
Geburt mit. 

Das Interview führte Andrea Adamopoulos,  

langjährige Mitarbeiterin des OMNIBUS.

omnibus für direkte demokratie
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Baden-Württemberg

Noch immer konnte sich die grün-rote 
Koalition nicht einigen, wie weit sie bei 
den Reformen der direkten Demokratie 
auf kommunaler Ebene gehen will. Dass 
immer noch hart um jeden Reformpunkt 
gerungen wird, mag nicht zuletzt unserer 
Mutmach-Aktion geschuldet sein: Schon 
mehr als 1.000 Bürger/innen haben eine 
solche Postkarte an die Koalition ge-
schickt, um eine gründliche Reform zu 
fordern. Der Landesverband will den 
Druck aufrecht erhalten, denn Baden-
Württemberg liegt im bundesweiten Ver-
gleich für faire Verfahren mit auf den letz-
ten Plätzen. Im nächsten halben Jahr wird 
es verschiedene Veranstaltungen zu not-
wendigen Reformen auf Gemeinde- und 
Landesebene geben, damit der demokrati-
sche Aufbruch im Südwesten gelingt. 

TIPP Der Landesverband sucht Bündnispart-

ner für die Veranstaltungen zum Demokratie-

Aufbruch! Mitglieder, Aktive und Interessierte 

sind ebenso herzlich eingeladen, sich 

einzubringen. Informationen finden Sie unter 

mitentscheiden.de/Aufbruch2013.html

Bayern

Das Volksbegehren „Ja zur Bildung – 
Nein zu Studiengebühren“ hat die Hürde 
des Volksbegehrens  geschafft. Über 1,3 
Millionen Menschen (das sind 14,4 Pro-
zent der Stimmberechtigten) trugen sich 
innerhalb von zwei Wochen in den Rat-
häusern ein. Zehn Prozent wären nötig 
gewesen. Als siebte Initiative schaffte das 
Bündnis gegen die Studiengebühren die 
hohe Hürde des Volksbegehrens. Damit 

steht einem Volksentscheid nun nichts 
mehr im Wege. Dieser könnte jedoch ob-
solet werden, wenn der bayerische Land-
tag das Votum der Bürger/innen ernst 
nimmt und die Studiengebühren durch 
eine entsprechende Änderung des bayeri-
schen Hochschulgesetzes abschafft.

Eine weitere Auswirkung des erfolgrei-
chen Volksbegehrens: Der Landtagsabge-
ordnete und SPD-Fraktionsvorsitzende 
Markus Rinderspacher hat sich für die 
Einführung bundesweiter Volksentschei-
de ausgesprochen.

Berlin

Das Thema Referenden beschäftigt zur-
zeit nicht nur den Landesverband, son-
dern auch die Landespolitik. Anlässlich 
der Querelen um den neuen Flughafen hat 
sich der Landesverband für die Einfüh-
rung eines Finanzreferendums ausgespro-
chen. Dann müssten Großprojekte künf-
tig zur Abstimmung gestellt werden. 
Zudem kommt Bewegung in die Debatte 
zum Privatisierungsreferendum. Nach-
dem die Linksfraktion Ende 2012 einen 
entsprechenden Antrag eingebracht hatte, 
äußerte sich nun auch die SPD positiv 
dazu. Nach wie vor in den Ausschüssen 
liegt der Antrag der Piraten zur Einfüh-
rung eines Verfassungsreferendums.

Brandenburg

Mit dem Volksbegehren zum Nachtflug-
verbot ist in Brandenburg das erste erfolg-
reiche Volksbegehren zustande gekom-
men. Mehr Demokratie hatte sich zuvor 

für eine Reform der Volksgesetzgebung 
stark gemacht und eine Verlängerung der 
Eintragungsfrist auf sechs Monate sowie 
die Einführung der Briefeintragung er-
reicht. Ohne diese zwei Änderungen wäre 
die Hürde von 80.000 Unterschriften – 
ohne die Möglichkeit der freien Samm-
lung – wohl kaum zu schaffen gewesen.

Sachsen

Ein Reformaufruf zur Verbesserung der 
kommunalen Direktdemokratie wurde 
den Fraktionsvorsitzenden im Sächsi-
schen Landtag übergeben und von ihnen 
positiv aufgenommen. Er fordert, Ab-
stimmungsquoren zu senken, ein Recht 
auf Beratung einzuführen, den für Initia-
tiven zwingenden Kostendeckungsvor-
schlag zu streichen und Bürgerbegehren 
zur Bauleitplanung zuzulassen. 

Vertreter/innen von Mehr Demokratie 
sind zudem zu zwei öffentlichen Anhö-
rungen im Landtag im Mai eingeladen. 
Die Linke möchte die Ortschaftsverfas-
sung verbessern und die Grünen schla-
gen eine Änderung des Wahlrechts vor, 
um den Landtag konstant mit 120 Man-
daten zu versehen und Überhangman-
date zu verhindern. Seit Herbst ist Mehr 
Demokratie in Leipzig im Netzwerk 
der Antiprivatisierungsinitiative an ei-
nem Bürgerbegehren zur Änderung der 
Stadtsatzung „Privatisierungsbremse für 
kommunales Eigentum“ beteiligt.

Im November hat der Landesverband ei-
nen neuen Vorstand gewählt. Mitglieder 

Ländertelegramm

Demokratie-Entwicklung in den Bundesländern



21mdmagazin | Nr. 96 | 1/2013

BUNDESLÄNDER

sind jetzt Henny Kellner (Sprecherin), 
Dr. Thomas Walter, Hans Wilhelm Bau-
mann und Leif Hansen. 

Thüringen

Vorschläge für eine Reform des Land-
tagswahlrechts hat die Mitgliederver-
sammlung von Mehr Demokratie in Thü-
ringen im Januar beschlossen. Bei der 
kommenden Landtagswahl 2014 sollen 
die Bürger/innen mehr Einfluss darauf 
haben, welche Politiker/innen sie im 
Landtag vertreten. Kern des Reformvor-
schlages: die von den Parteien aufgestell-
ten Listen durch Kumulieren und Pana-
schieren verändern zu können. Insgesamt 
21 Stimmen sollen die Wähler/innen bei 
der Listenwahl vergeben und damit die 
Reihenfolge der Kandidierenden auf den 
Parteilisten verändern, aber auch Kandi-
dierende verschiedener Listen ankreuzen 
können. Auch soll es möglich sein, einer 
Person maximal drei Stimmen zu geben. 
Zudem soll das Wahlalter in einem Pilot-
projekt auf 16 Jahre gesenkt und Abge-
ordnete, die ihr Direktmandat verlieren, 
sollen direkt nachgewählt werden. Der 
Landesverband hat den Reformvorschlag 
bereits allen Fraktionsvorsitzenden im 
Thüringer Landtag und der Landesregie-
rung übermittelt und ihn in einer Presse-
konferenz öffentlich vorgestellt. Das sie-
benseitige Papier findet sich unter: 
thueringen.mehr-demokratie.de. 

Hamburg

Das Hamburgische Verfassungsgericht 
hat die Drei-Prozent-Sperrklausel bei den 

Bezirksversammlungswahlen für nichtig 
erklärt. Beim Wahlrechts-Volksentscheid 
von 2004 hatte Mehr Demokratie keine 
Sperrklausel auf Bezirksebene vorgese-
hen. Als wenig später die CDU mit ihrer 
Regierungsmehrheit das Wahlrecht wie-
der änderte, führte sie auf Bezirksebene 
eine Fünf-Prozent-Hürde ein. Nachdem 
Mehr Demokratie erneut einen Volksent-
scheid über das Wahlrecht ansteuerte, war 
die Bürgerschaft zu einem Kompromiss 
in Sachen Sperrklausel bereit und bot drei 
Prozent an. Nun sind auch die Geschich-
te. So richtig Grund zum Jubeln gibt es 
für Hamburgs Demokrat/innen dennoch 
nicht: Die sieben Bezirksversammlungen 
sind keine echten Kommunalparlamen-
te, sondern nur Verwaltungsausschüs-
se, deren Beschlüsse der Senat jederzeit 
kassieren kann. Auch haben sie weder 
Planungshoheit noch einen eigenen 
Haushalt. Selbst wenn die Bezirksver-
sammlungen jetzt ein bisschen bunter 
werden – wirklich viel zu sagen haben 
sie auch in Zukunft nicht, denn Ham-
burg ist nicht nur Bundesland, sondern 
auch „Einheitsgemeinde“. So steht es in 
der Landesverfassung – und die etwa per 
Volksentscheid ändern zu wollen, wäre 
beim geltenden Zweidrittel-Quorum 
nicht gerade aussichtsreich.

Rheinland-Pfalz

Die neue Ministerpräsidentin Malu Drey-
er hat in ihrer Regierungserklärung den 
Vorschlag gemacht, die Quoren für das 
Volksbegehren auf Landesebene von 
300.000 (das sind ca. 10 Prozent der 

rheinland-pfälzischen Wahlberechtigten) 
auf 150.000 Unterschriften zu halbieren. 
Problematisch ist, dass das Quorum in 
Rheinland-Pfalz in der Landesverfassung 
steht. Zur Änderung wird daher eine 
2/3-Mehrheit im Landtag benötigt, für die 
sich alle drei dort vertretenen Parteien 
(SPD, CDU, Bündnis ‘90/ Die Grünen) 
einigen müssen. Mehr Demokratie fordert 
darüber hinaus, die Amtseintragung zu 
kippen. Dies kann die rot-grüne Landesre-
gierung mit einfacher Mehrheit ändern. 
Auf kommunaler Ebene geht es dem Lan-
desverband darum, den Negativkatalog 
aus der Gemeindeordnung zu bekommen.

Und noch eine Nachricht in eigener Sa-
che: Im Landesvorstand wurde die Funk-
tion des Pressesprechers neu besetzt. 
Dieser wird unter anderem die in Rhein-
land-Pfalz für den Sommer geplante Ak-
tionswoche für den bundesweiten Volks-
entscheid begleiten. 

Nordrhein-Westfalen

Die 2011 vom Landtag beschlossene Ver-
einfachung von Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheiden zeigt Wirkung. 2012 
ist der Anteil unzulässiger Bürgerbegeh-
ren deutlich zurückgegangen. Und nur 
ein Bürgerentscheid war ungültig. Von 
den 26 abgeschlossenen direktdemokra-
tischen Verfahren wurden 2012 nur sie-
ben für unzulässig erklärt. Das entspricht 
einem Anteil von 27 Prozent, was fast 
genau den 26 Prozent der Bürgerbegeh-
ren entspricht, die im Bundesschnitt für 
unzulässig erklärt werden. Im Vorjahr 
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in Niedersachsen bald zu Verbesserun-
gen bei Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheiden kommt.

In Niedersachsen läuft seit Januar die 
Unterschriftensammlung für das Volks-
begehren „Schluss mit Schulden“, initi-
iert von der Landes-FDP. Es will eine 
„Schuldenbremse“ in der niedersächsi-
schen Verfassung verankern. Für den 
Zulassungsantrag müssen binnen sechs 
Monaten 25.000 Unterschriften gesam-
melt werden. Das Volksbegehren ist der 
zehnte Anlauf in Niedersachsen seit 
1993. Insgesamt sind für ein Volksbe-
gehren rund 610.000 Unterschriften er-
forderlich. 

Die im September 2012 gestartete Volks-
initiative „Für bessere Rahmenbedin-
gungen in den niedersächsischen Kin-
dertagesstätten“ hatte am 31. Januar 
31.241 der erforderlichen 70.000 Unter-
schriften beisammen. Die Sammelfrist 
läuft noch bis 7.9.2013. Ist die Initiative 
erfolgreich, muss sich der Landtag mit 
der Forderung beschäftigen, Kindergär-
ten und Kindertagesstätten besser mit 
Personal auszustatten. Es handelt sich 
um die 14. Volksinitiative in Niedersach-
sen seit 1993.

(das ist der Vorschlag der Grünen) oder 
obligatorisch (SPD) sein sollen. Die CDU 
fordert, über diese Verfassungsänderun-
gen einen Volksentscheid am Tag der 
Bundestagswahl abzuhalten, was Mehr 
Demokratie begrüßen würde, denn einen 
Volksentscheid gab es in Bremen zuletzt 
im Jahr 1994. Damit ein Volksentscheid 
möglich ist, müsste die Reform bis April 
beschlossen werden.

Das im Vorjahr gegründete Bündnis „Für 
Transparenz und Informationsfreiheit“, 
bestehend aus Mehr Demokratie, Trans-
parency Bremen und Humanistischer 
Union arbeitet intensiv an einer Verbesse-
rung der Bremer Transparenzregeln. Zur 
Zeit überprüfen wir das Bremische IFG 
auf seine Praxistauglichkeit. Für 2013 
sind weitere Aktivitäten geplant. 

Niedersachsen

Im Vorfeld der Landtagswahl hat der 
Landesverband Direktkandidierende aus 
den Wahlkreisen befragt, wie sie zur Re-
form der direkten Demokratie und zum 
bundesweiten Volksentscheid stehen. 
83,9 Prozent haben sich für Reformen im 
Bereich der direkten Demokratie ausge-
sprochen, 90,8 Prozent für bundesweite 
Volksentscheide. Nach dem Wahlsieg 
von Rot-Grün laufen nun bis Mitte Feb-
ruar (nach Redaktionsschluss) Koaliti-
onsverhandlungen zwischen SPD und 
Bündnis ‘90/ Die Grünen. Mehr Demo-
kratie setzt nun darauf, dass die hohe Zu-
stimmung der Kandidierenden im Koali-
tionsvertrag berücksichtigt wird und es 

waren in Nordrhein-Westfalen noch 48 
Prozent aller Bürgerbegehren an juristi-
schen Fallstricken gescheitert. 
In einer Expertenanhörung des Landtags 
am 6. Dezember zum Thema Transpa-
renz und Informationsfreiheit gab es viel 
Zustimmung für eine bessere Informati-
on der Bürger/innen durch Politik und 
Verwaltungen. Die rot-grüne Landesre-
gierung will in Anlehnung an das von 
Mehr Demokratie initiierte Hamburger 
Transparenzgesetz ein entsprechendes 
Gesetz auf den Weg bringen.

Mehr Demokratie hat zusammen mit Ex-
pert/innen und Bürgerinitiativen ein Posi-
tionspapier zur Bürgerbeteiligung in Köln 
erarbeitet. Darin enthalten sind zahlreiche 
Vorschläge und Forderungen zur Unter-
stützung des Bürgerengagements. 

TIPP Die Forderungen des Papiers lassen sich 

gut auf andere Kommunen übertragen. Es 

kann unter koeln-freiwillig.de/core-safe/

galerie/PDF/12Positionspapier.pdf  

heruntergeladen werden.

Bremen

In Bremen berät ein Ausschuss der Bremi-
schen Bürgerschaft weiter über Reformen 
bei Bürgerantrag und verfassungsändern-
den Volksbegehren und Volksentscheiden. 
Thema sind auch die Einführung einer 
elektronischen Unterschriftensammlung 
sowie die Einführung eines „Privatisie-
rungsbremse“ genannten Volksentschei-
des beim Verkauf öffentlichen Eigentums. 
Hier wird zur Zeit debattiert, ob Volks-
entscheide in solchen Fällen fakultativ 
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Landtag ein, um bei der vom Land in 2013/14 geplanten Neufas-
sung des Kommunalrechts deutliche Verbesserungen für die 
direkte Demokratie auf kommunaler Ebene zu verankern: Ge-
fordert werden unter anderem eine Senkung der Unterschrifts-
hürden, die Abschaffung von Zustimmungsquoren sowie die 
Aufhebung der aktuell noch bestehenden Positiv- und Negativ-
kataloge, die das mögliche Spektrum der kommunalpolitischen 
Einflussnahme der Bürger/innen in Sachsen-Anhalt aktuell 
noch sehr stark einschränken.

Auch weiterhin will der Landesverband mit Petitionen arbeiten. 
Die Vereinfachung von Volksentscheiden auf Landesebene, 
aber auch die Verkleinerung des Landtags, der bei der letzten 
Wahl durch Überhang- und Ausgleichsmandate trotz abneh-
mender Bevölkerungszahl deutlich wuchs, könnten hier nächste 
Themen sein. Entscheidend für den weiteren Erfolg ist natürlich 
auch die gute Vernetzung mit den Medien und anderen für die 
Politik relevanten Gruppen in Sachsen-Anhalt, an der in den 
kommenden Monaten intensiv gearbeitet werden muss.

TIPP: Interessierte finden den Text der Petition unter  

s-anhalt.mehr-demokratie.de/6799.html.  

Eure Mehr-Demokratie-kollegiale Unterstützung erbitten wir unter 

openpetition.de/petition/unterzeichner/faire-buergerbegehren-in-sach-

sen-anhalts-neues-kommunalgesetz

Ein gutes Gespür für Timing bewies der Bundesvorstand im 
August letzten Jahres, als er die mehr als dreißig zum Teil lang-
jährigen, aber bisher mehrheitlich im Karteileichen-Status ver-
bliebenen Mehr-Demokratie-Mitglieder in Sachsen-Anhalt zu 
einem Treffen nach Magdeburg einlud. Schon wenige Wochen 
nach diesem ersten Impuls wurde am 2. Dezember der neue 
Landesverband von Mehr Demokratie in Sachsen-Anhalt ge-
gründet und somit einer der letzten weißen Flecken von Mehr 
Demokratie in Deutschland erschlossen. 

Um regional gut präsent zu sein, teilen sich Martin Giersch 
(Süd) und Christian Heimann (Nord) gemeinschaftlich die Lei-
tung des Vorstands. Wirksame Unterstützung bei der Vorstands-
arbeit bringt Bernward Rothe ein, der als Mitglied des Landtags 
die Hand am Puls der parlamentarischen Prozesse in Sachsen-
Anhalt hat. 

Erklärtes Ziel aller ist, den Landesverband als Fachverband 
und als Ansprechpartner für alle Fragen der direkten Demo-
kratie und des Wahlrechts in Sachsen-Anhalt zu etablieren und 
Sachsen-Anhalt durch eine aktive Beobachtung und Beglei-
tung der Politik im Mehr Demokratie-Ranking entscheidend 
nach vorne zu bringen.

Als ersten Schritt auf diesem Weg brachten Martin Giersch und 
Christian Heimann noch vor Weihnachten eine Petition in den 
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neuer aktivposten  
zwischen harz und havel

Mitglieder in Sachsen-Anhalt hat Mehr Demokratie schon länger, doch nun haben sie sich in 

einem eigenen Landesverband zusammengeschlossen. Von der Gründung und den ersten 

politischen Aktivitäten berichtet Christian Heimann.

Text Christian Heimann, Mehr Demokratie
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temen (vorwiegend den parlamentari-
schen Demokratien) am meisten ähnelt, 
ist aufgrund der dortigen Machtverhält-
nisse mit ihren etablierten repräsentativen 
Strukturen nicht-demokratisch. Seiner 
Meinung nach müssen wir uns komplett 
der sozialen Demokratie zuwenden, da 
nur bei dieser die Teilhabe an der Politik-
gestaltung den Bürgern eines Staates in 
hohem Maße gewährleistet wird und eine 
Demokratie nur an der realen Macht der 
„Unterklassen“ zu erkennen ist. 

In seinem Buch nimmt Salomon eine 
sehr systemkritische Perspektive ein. 
Für ihn schränkt der Liberalismus die 
Möglichkeit der Partizipation ein und 
fördert die Bildung von Eliten, die die 
Demokratie aushöhlen. Salomon 
zündet ein Feuerwerk an Kritik, 
liefert aber keinerlei ernstzuneh-
mende Gegenmittel oder Kon-
zepte zu den fehlerhaften Struk-
turen unser Demokratien. Bei 
seiner Beschreibung der sozia-
len Demokratie bleibt er sehr 
theoretisch und reduziert diese 
auf die größere politische Teil-
habe der nicht zur Elite gehö-
renden Schichten unserer Ge-
sellschaft.

Alles in allem liefert Salomon 
keine neuen Erkenntnisse oder 
Argumentationslinien, son-
dern Kritik, die bereits schon 
mehrfach ausgesprochen wur-
de. Dennoch ist es ein solides 
Buch und für politisch inter-

essierte Bürger/innen lesenswert. Der 
geschichtliche Teil seines Werkes ist sehr 
übersichtlich und regt letztlich zum kriti-
schen Diskurs über die gegenwärtigen 
sogenannten „Musterdemokratien“ an. 
Ein Kapitel, in dem die Ausformung der 
direktdemokratischen Elemente in sei-
nem Konzept beschrieben wird, sucht 
man leider vergeblich.

Mateusz Klimaszewski, ehemaliger Praktikant 

im Berliner Büro von Mehr Demokratie, 

studiert Politikwissenschaften sowie  

„Medien, Kommunikation und Gesellschaft“ an 

der Universität Trier. 

Der demokratisch begründete „war on 
terror“ der USA, die Zusammenarbeit 
westlicher Staaten mit dem „demokrati-
schen Musterland“ Libyen unter dem 
mittlerweile gestürzten Muammar al-
Gaddafi oder mit Chile unter dem Dikta-
tor Augusto Pinochet sind Beispiele für 
die Widersprüchlichkeit gegenwärtiger 
Demokratien. In seinem Basiswissen-
Buch „Demokratie“ kritisiert David Sa-
lomon diese Auswüchse und versucht die 
seiner Meinung nach erstrebenswerte 
Demokratie zu definieren.

Salomons Werk besteht vorwiegend aus 
einer chronologischen Skizze der histori-
schen Entwicklung der Demokratie. Von 
der griechischen Antike bis zur heutigen 
Zeit zeichnet er ausführlich den ge-
schichtlichen Kontext nach, in dem sich 
demokratische Staatsformen ausbilden 
konnten. Somit verschafft er den Leser/
innen einen Überblick über den seit jeher 
fortschreitenden Prozess der theoreti-
schen Demokratieausbildung sowie de-
ren Umsetzung und versucht seine Kritik 
an unseren gegenwärtigen demokrati-
schen Machtstrukturen somit auch ge-
schichtlich zu untermauern. Durch seine 
sehr gute Kenntnis der politischen Theo-
rie sind die geschichtlichen Verknüpfun-
gen durchaus gelungen.

Hauptaugenmerk in Salomons Buch ist 
die Abgrenzung zweier von ihm als anta-
gonistisch beschriebener Ideologien: der 
bürgerlichen/liberalen und der sozialen 
Demokratie. Die erste, welche für Salo-
mon den gegenwärtigen politischen Sys-

trügerische 
demokratie

Text Mateusz Klimaszewski Foto PapyRossa Verlag

Rezension

David Salomon:  

Demokratie. PapyRossa Verlag, 

Köln 2012, 131 Seiten, 9,90 Euro.
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kurz notiert

Europa Mit der Initiative „Wasser ist ein 
Menschenrecht – Right2Water“ über-
springt die erste Europäische Bürgerini-
tiative (EBI) die Unterschriftenhürde von 
einer Million. Damit hat sie erreicht, dass 
die Europäische Kommission sich mit ih-
rem Vorschlag befassen muss und sie ein 
Rederecht im EU-Parlament erhält. Ein 
verbindliches Mitspracherecht bei der 
Gesetzgebung bekommt sie dadurch 
nicht. Die EBI „Right2Water“ setzt sich 
ein für den freien Zugang zur Wasser- und 
sanitären Grundversorgung und protes-
tiert gegen die von der EU angestrebte 
Liberalisierung der Wasserwirtschaft (sie-
he Heft Nr. 93). Sie kann noch bis No-
vember 2013 unterstützt werden. Als neu-
es Ziel hat sich das Bündnis gesteckt, zwei 
Millionen Unterschriften zu erreichen.

Spanien Das katalonische Regionalpar-
lament hat den Weg für ein Referendum 
über die Unabhängigkeit freigemacht. 
Gleich in der ersten Sitzung nach den 
Wahlen verabschiedeten die Abgeordne-
ten mit Zweidrittelmehrheit eine Souve-
ränitätserklärung, die das „Recht auf 
Selbstbestimmung“ der Katalan/innen 
postuliert. Das Referendum soll nach 
Wunsch der Regionalregierung 2014 
stattfinden. Die Zentralregierung in Ma-
drid hält es für verfassungswidrig und 
will dagegen vorgehen.

Österreich Zum ersten Mal in der Lan-
desgeschichte konnten die Österreicher/
innen Mitte Januar bei einem bundeswei-
ten Referendum abstimmen. Die auf Initi-
ative der Regierungsparteien veranlasste 
Befragung zur Zukunft von Wehrpflicht 
und Zivildienst erreichte eine Wahlbetei-
ligung von über 50 Prozent. Dabei sprach 
sich die Mehrheit der Urnengänger für die 

Beibehaltung des bisherigen Systems aus. 
Auch wenn das Ergebnis der Volksbefra-
gung rechtlich nicht bindend ist, hat die 
Regierung bereits im Vorfeld angekün-
digt, den Mehrheitswillen umzusetzen.

Schweiz Anfang März stimmen die Eid-
genoss/innen über neue Regeln für Mana-
gervergütungen und Aktionärsrechte ab. 
Die Volksinitiative „gegen die Abzocke-
rei“ will Aktionär/innen ermächtigen, die 
Vergütung von Geschäftsleitung und Ver-
waltungsrat selbst zu bestimmen. Außer-
dem sollen Antrittsgelder und Abgangs-
entschädigungen für Manager verboten 
werden. Insgesamt sind knapp acht Jahre 
vergangen seit dem Start der Volksinitiati-
ve, die 2008 die erforderliche Anzahl an 
Unterschriften erreichte. Sollte die Ab-
stimmung nicht die nötige Mehrheit brin-
gen, wird automatisch der Gegenvor-
schlag des Parlaments in Kraft treten. 
Dagegen ist auch wieder ein Referendum 
möglich. 

Bereits über 70.000 Unterschriften hat 
eine eidgenössische Volksinitiative zur 
Einführung des bedingungslosen Grund-
einkommens gesammelt. Die Initiator/in-
nen haben als Richtwert ein monatliches 
Einkommen von 2.500 Franken (umge-
rechnet rund 2.000 Euro) angesetzt, letzt-
lich soll jedoch das Schweizer Parlament 
über die Höhe und Finanzierung der Be-
züge entscheiden. Damit es zu einer ver-
bindlichen Volksabstimmung kommt, 
müssen bis zum 11. Oktober insgesamt 
100.000 Unterschriften zusammenkom-
men. Während in vergangenen Jahren 
Volksinitiativen mit der gleichen Forde-
rung am Unterschriftenquorum geschei-
tert sind, profitiert die gegenwärtige Initi-
ative von der Zugkraft eines landesweit 

agierenden Bündnisses vorwiegend jun-
ger Menschen, das sich „Generation 
Grundeinkommen“ nennt.
 
Bulgarien Das Atom-Referendum in 
Bulgarien ist gescheitert. Lediglich 1,5 
der 6,9 Millionen Stimmberechtigten ha-
ben an der Abstimmung teilgenommen, 
das sind 21,7 Prozent. Für ein verbindli-
ches Ergebnis wäre eine Beteiligung von 
mehr als 60 Prozent notwendig gewesen. 
Laut der zentralen Wahlkommission in 
Sofia haben 60,5 Prozent für den Bau ge-
stimmt, 38 Prozent waren dagegen. Jetzt 
muss das Parlament binnen 3 Monaten 
über den Bau des Atomkraftwerks in Be-
lene entscheiden und wird ihn wahr-
scheinlich ablehnen.

Ungarn In Ungarn soll es künftig eine 
Registrierungspflicht bei Wahlen geben. 
Ein entsprechendes Gesetz verabschie-
dete die Ungarische Nationalversamm-
lung am 26. November 2012. Zwar er-
klärte das dortige Verfassungsgericht die 
Wählerregistrierung Ende Dezember für 
verfassungswidrig, doch konterte die Re-
gierung mit der Ankündigung, dann 
eben den Verfassungstext zu ändern. Da 
die allein regierende Fidesz-Partei von 
Ministerpräsident Viktor Orbán über 
eine Zweidrittelmehrheit im Parlament 
verfügt, ist ihr dies möglich. Der Vorstoß 
reiht sich ein in eine Folge von Wahl-
rechtsreformen in Ungarn. So wurde die 
Zahl der Abgeordneten von 386 auf 199 
reduziert, die Wahlkreise neu zuge-
schnitten und den im Ausland lebenden 
Ungarn eine Zweitstimme für die Wahl 
eingeräumt. All diese Maßnahmen kriti-
siert die Opposition als Versuch von Fi-
desz, das Wahlrecht zu ihren Gunsten zu 
verändern.
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Schon in seiner Eröffnungsrede machte der Rektor der Deut-
schen Universität für Verwaltungswissenschaften, Prof. Joachim 
Wieland, deutlich, dass die direkte Demokratie an allen Ecken 
und Enden boomt. Konkret bezog er sich auf die Volksbegehren 
für ein Nachtflugverbot in Berlin und Brandenburg, die Euro-
Krise sowie auf das Referendum zu Stuttgart 21.

Als erster Redner war dann Gregor Gysi, Fraktionsvorsitzen-
der der LINKEN, an der Reihe. Er sprach zum Thema „Wer 
regelt die Regeln des Machterwerbs?“. Zunächst legte er dar, 
dass Volkssouveränität Selbstbestimmung des Staatsvolkes be-
deute und der Akt der Verfassungsgebung durch das Volk die 
Regeln des Machterwerbs bestimmen solle. Dann zeigte er di-
verse Beispiele, wer in der bundesdeutschen Verfassungswirk-
lichkeit die Machtregeln bestimmt und kam über das Bundes-
verfassungsgericht, die Parteien, die Lobbyist/innen und die 
Medien hin zu wirtschaftlicher Macht und der Rolle der Ban-
ken, die zunehmend die Politik erpressten. Nach dieser Analyse 
unterbreitete er mehrere Reformvorschläge. Banken sollten 
verkleinert beziehungsweise vergesellschaftet werden, um eine 
zu große Erpressbarkeit der Politik zu verhindern. Im Wahl-
recht sprach er sich gegen die Fünf-Prozent-Hürde sowie für 
die Möglichkeit einer Vorzugsstimme nach bayrischem Vor-
bild aus. Gysi plädierte auch für direktdemokratische Verfah-
ren auf Bundesebene. Anfangen will er mit einem Refe-
rendumsmodell, bei dem die Fraktionen des Deutschen 
Bundestages dem Volk zum Tag der Bundestagswahl jeweils 
einen Vorschlag zur Abstimmung vorlegen dürfen. Diesen 
Vorschlag habe ich in der anschließenden Diskussion kritisiert, 
weil er lediglich eine Verlängerung der Parteienpolitik mit an-
deren Mitteln bedeutet; die Bürger/innen hätten keine Mög-
lichkeit der Initiative.

Direkt nach Gysi sprach Günter Beckstein (CSU), ehemaliger 
bayrischer Ministerpräsident, was auch gut die parteipolitische 
Ausgewogenheit der Tagung deutlich macht. Sein Thema war 

„Wahlrecht und direkte Demokratie in Bayern und im Bund“. 
Tatsächlich sprach er aber fast ausschließlich zum Thema di-
rekte Demokratie. Die CSU sei mittlerweile mehrheitlich für 
bundesweite Volksentscheide und er selbst ein konsequenter 
Befürworter. Dazu hätten die guten Erfahrungen aus Bayern 
beigetragen. Laut Beckstein habe die CSU die meisten Volks-
entscheide verloren und deshalb immer die Wahlen gewonnen, 
weil strittige Themen keine Rolle mehr im Wahlkampf spiel-
ten. Er legte dar, dass die Bürger/innen sparsamer mit Geld 
umgehen als die Repräsentant/innen, weshalb finanzwirksame 
Vorlagen vom Volksentscheid keinesfalls ausgenommen wer-
den dürften. Auch völkerrechtliche Verträge sollten nicht aus-
geschlossen werden, die direktdemokratische Mitwirkung 
aber auf den Anschluss neuer internationaler Verträge be-
schränkt werden. Auch zu Großprojekten sollten Volksent-
scheide ermöglicht werden. 

Sehr interessant für die konkrete politische Arbeit von Mehr De-
mokratie war dann noch ein Vortrag des stellvertretenden Vor-
sitzenden der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, 
Christian Baldauf. Die CDU sei bereit, Hemmnisse für Bürger-
beteiligung abzubauen und auch an einer Verfassungsänderung 
für mehr direkte Demokratie in Rheinland-Pfalz mitzuarbeiten, 
erklärte der Landespolitiker. Allzu konkret wurde er nicht, er 
stellte aber die Senkung des Quorums beim Volksbegehren von 
derzeit 300.000 auf (nicht unter) 150.000 in Aussicht. Wir wer-
den ihn und die CDU-Fraktion beim Wort nehmen!

Kritisch anzumerken zur Tagung ist, dass nach vielen Vorträ-
gen zu wenig Zeit zur Diskussion blieb. Hier wäre weniger 
(Vortragszeit) in Zukunft mehr (Diskussionszeit).

Tagung

Michael Efler ist Bundesvorstandssprecher von Mehr Demokratie.

Volkssouveränität?

Am 6. und 7. Dezember 2012 fand die 14. Speyerer Demokratietagung unter  

dem Titel „Volkssouveränität, Wahlrecht und direkte Demokratie“ statt.  

Über 120 Teilnehmer/innen diskutierten über demokratiepolitische Fragen.  

Vorstandssprecher Michael Efler berichtet über die interessantesten Vorträge.

Text Michael Efler, Mehr Demokratie, Foto rechts Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer
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Rheinland-Pfalz

Der Landesverband nimmt am 3. Hamba-
cher Fest der Demokratie am 19. Mai und 
am Rheinland-Pfalz-Tag teil, der vom 21. 
bis 23. Juni in Pirmasens ausgerichtet wird. 

Sachsen

Jeden ersten Donnerstag im Monat trifft 
sich der Landesvorstand um 15 Uhr im 
Haus der Demokratie in Leipzig. Mit-
glieder und Interessierte sind jederzeit 
willkommen. 

TIPP Die aktuellen Termine und Veranstal-

tungsorte sowie kurzfristige Änderungen 

finden Sie im Internet auf den Seiten der 

jeweiligen Landesverbände, unter der Rubrik 

„Über uns“ oder unter „Termine“.

Bundesverband

Am letzten Wochenende im April findet 
die Bundesmitgliederversammlung in 
Erfurt statt, nicht wie fälschlicherweise 
im mdmagazin Nr 95 geschrieben in Ei-
senach. Die ausführliche Einladung fin-
det sich auf Seite 36.

Mehr Demokratie nimmt am evangeli-
schen Kirchentag teil, der vom 1.-5. Mai 
2013 in Hamburg stattfindet.

Vom 14.-16. Juni 2013 feiert Mehr De-
mokratie seinen 25-jährigen Geburtstag 
mit einer besonderen Jahrestagung und 
anschließender Party in der Reinhards-
waldschule in Fuldatal bei Kassel.

termine 
vor ort

md intern
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lässliche Standards für Befragungen eingeführt werden. Gleich-
zeitig sieht die Satzung die Möglichkeit vor, eine Befragung mit 
einer Unterschriftensammlung von Seiten der Bürger/innen 
durchzusetzen. Die vorgeschlagene Unterschriftenhürde für 
unverbindliche Befragungen muss freilich unter der für ver-
bindliche Bürgerbegehren liegen. 

Die zweiseitige Mustersatzung kann leicht an die Situation des 
jeweiligen Landes angepasst werden. Auch können einzelne 
Passagen, wie die Regelung, eine Mustersatzung per Unter-
schriftensammlung erzwingen zu können, in die Hauptsatzung  
übernommen werden, wenn eine Gemeinde keine eigene Sat-
zung für Befragungen beschließen möchte. Sie findet sich nebst 
Erläuterungen unter thueringen.mehr-demokratie.de.

Es gibt Schicksalsfragen in einer Gemeinde, die der Gemeinde- 
oder Stadtrat nicht allein entscheiden möchte – bei Gebietsrefor-
men, der Stadtplanung oder Regionalentwicklung. Er kann dann 
die Bürger/innen befragen, um so eine Entscheidungshilfe zu 
bekommen. In elf Bundesländern besteht die Möglichkeit für 
den Gemeinderat, per Beschluss (Ratsbegehren) gleich einen 
Bürgerentscheid (Ratsreferendum) anzusetzen. In Brandenburg, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen und Thüringen geht das nicht. 
Gerade in diesen Ländern können Befragungen das Vehikel sein, 
um überhaupt die Meinung der Bürger/innen einzuholen. 

Der Landesverband Thüringen hat jetzt eine Muster-Satzung 
für Befragungen ausgearbeitet. Er will sie als Hilfestellung für 
Gemeinden verstanden wissen. Mit der Satzung können ver-

Bürgerbefragungen 
möglich machen
Text Ralf-Uwe Beck, Mehr Demokratie

kommunale demokratie

Soll das Eintracht-Stadion 

ausgebaut werden? Die 

Braunschweiger/innen haben 

sich in einer Bürgerbefragung 

dafür ausgesprochen und der 

Stadtrat beherzigt dieses Votum. 
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Leserbrief

der Frage, ob sich mit Bürgerbeteiligung Wahlen gewinnen las-
sen. Aus Brasilien und Argentinien wird berichtet, wie soziale 
Gerechtigkeit und Geschlechterdemokratie gefördert werden 
können. Besonders interessant für den Berliner Kontext mag 
die Studie über den Bürgerhaushalt der Gymnasien in der fran-
zösischen Region Poitou-Charentes sein. Auch die Ursprünge 
und konzeptionellen Unterschiede der Berliner Bezirks-Bürger-
haushalte werden analysiert. 

Anders als der Rezensent sind wir der Auffassung, dass sich in 
dem Buch einige Anregungen finden lassen, wie die repräsen-
tative Demokratie durch eine starke Bürgerbeteiligung ergänzt 
werden könnte. Bei den Bürger- beziehungsweise Volksent-
scheiden ist dies heute schon der Fall, uns geht es darum, diesen 
Einfluss auf weitere Verfahren auszuweiten. Die Hoffnung auf 
eine neue Demokratie, wir haben sie nicht aufgegeben.

sich sofort eine Gegenrechnung. Es wären also hypothetisch 
723 + 13 Personen auf Lebenszeit einzusperren, zu bewachen, 
zu versorgen usw. usf. Nun mag man noch im einzelnen strei-
ten, ob dieser Aufwand bei „Lebenslänglichen“ geringer wäre 
als bei „Todeskandidaten“, dafür die „Verweildauer“ länger – 
die Details dürften makaber sein. Klar ist jedenfalls, dass den 
realen 300 Millionen Dollar Ausgaben im Falle der Abschaf-
fung der Todesstrafe eine beträchtliche Summe hypothetischer 
Kosten für die Vollstreckung der lebenslangen Freiheitsstrafe 
gegenüberstünde (die betragsmäßig auszurechnen hier weder 
möglich noch nötig ist). Die Differenz beider Zahlen stellt die 
spezifischen Kosten der Beibehaltung der Todesstrafe dar, und 
diesen Differenzbetrag kann man vernünftigerweise durch die 
Zahl der Hingerichteten teilen. Das Ergebnis: Die rechneri-
schen Kosten jeder Exekution dürften nicht mehr so absurd 
hoch sein.

Lehre: Eine Initiative kann mit einer gutgemeinten Argumenta-
tion für eine gute Sache derart über’s Ziel hinausschießen, daß 
sie der Glaubwürdigkeit ihres Anliegens schadet. 

Schily schreibt, seit 1978 seien in Kalifornien 13 Menschen hin-
gerichtet worden; es säßen jedoch 723 Verurteilte in den Todes-
zellen, der sogenannten „death row“. „Rechnet man das einge-
setzte Geld für die ,death row‘ auf die tatsächlich hingerichteten 
Personen um, so kostet in Kalifornien jede Exekution seit 1978 
300 Millionen Dollar.“ Genau hier habe die Initiative „Safecali-
fornia“ angesetzt und in ihrer Kampagne hervorgehoben, dass 
die Todesstrafe – jenseits aller anderen Gegenargumente – auch 
immense Kosten verursache.

Diese Argumentation stellt eine Milchmädchenrechnung dar. 
Man kann den Aufwand für die Gesamtheit der (vielen) zum 
Tode Verurteilten zwar mathematisch durch die Zahl der (we-
nigen) Hingerichteten teilen. Von der Ökonomie der Straf-
rechtspflege her ist dies aber Unfug. Die Rechnung ginge nur 
auf, wenn man die Todesstrafe abschaffte und alle 723 Delin-
quent/innen in den Todeszellen nach Hause entließe. Da man 
aber in Kalifornien nicht die Ahndung von Schwerverbrechen 
einstellen, sondern die Todesstrafe durch die lebenslange Frei-
heitsstrafe ohne Aussicht auf Bewährung ersetzen wollte, zeigt 

Otmar Jung erwidert auf Daniel Schily „Über die Nichtabschaffung der Todesstrafe in Kalifornien“ 

(mdmagazin Nr. 95): Kosten können gegen die Todesstrafe kein Argument sein.

Carsten Herzberg entwortet auf die Rezension „Hoffnung auf eine neue Demokratie?“ 

(mdmagazin Nr. 95) von Jan Drewitz: 

Wir, die Herausgeber und Autoren, vermissen in der Besprechung 
wesentliche Aussagen über unsere Publikation. Zunächst möch-
ten wir darauf hinweisen, dass es sich um einen internationalen 
Sammelband handelt, in dem sich Autor/innen aus Lateinamerika 
und Europa Gedanken über eine einflussreiche Bürgerbeteiligung 
machen. Denn in Deutschland haben Erfahrungen mit Bürger-
haushalten, Lokaler Agenda 21 und anderen freiwilligen Beteili-
gungsverfahren gezeigt, dass die Vorschläge der Bürgerschaft oft 
nicht umgesetzt werden. Wir fragen daher, wie sich gute Diskus-
sion und Entscheidungskompetenz miteinander verbinden lassen. 

Hierzu wird unter anderem eine Typologie vorgestellt, die zur 
Einordnung und Bewertung verschiedenster Beteiligungsverfah-
ren herangezogen werden kann. Weiterhin wird ein Konzept der 
Gegenmacht diskutiert, auf das soziale Bewegungen zurückgrei-
fen können. Wichtig war uns auch eine Auseinandersetzung mit 

leserbriefe
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hält, bereits umgesetzt werden.“ – In unserem Begehren geht 
es ausdrücklich darum, auch über Themen, die bestehende 
völkerrechtliche Verträge berühren, abstimmen zu dürfen, 
was im Gesetzesentwurf von Mehr Demokratie überhaupt 
nicht vorgesehen ist.

Leider gab es noch weitere falschen Tatsachenbehauptungen in 
beiden Stellungnahmen und sachlich korrekte Aussagen der Ini-
tiatoren wurden sogar als „schlicht falsch“ bezeichnet, um eine 
Ablehnung der Begehren zu erreichen. Laut Ausführungsbestim-
mungen darf ein Mitgliederbegehren nicht „Tatsachen entstel-
lend oder wahrheitswidrig darstellen.“, aber für die Stellungnah-
men des Bundesvorstandes gelten anscheinend andere Regeln.

Man kann sich nun die Frage stellen, warum die Ablehnung un-
serer Begehren so massiv und in einer Tatsachen entstellenden 
Art und Weise erfolgt ist. Man kann sich auch weiter die Frage 
stellen, warum alle Mitglieder nur en bloc über den Gesetzent-
wurf abstimmen dürfen und warum nicht allen Mitgliedern die 
Möglichkeit gegeben wird, sich über die kritischsten Einzel-
punkte des Gesetzentwurfs selber Gedanken zu machen und 
einzeln darüber abzustimmen. Es scheint, als ob eine Abstim-
mung aller Mitglieder zu kritischen Punkten des Gesetzent-
wurfs einfach nicht erwünscht ist.

Die geplante En-Bloc-Abstimmung über das Volksabstim-
mungsgesetz wird wahrscheinlich Ergebnisse im Bereich jen-
seits der 90% liefern. Aus unserer Sicht sollte sich unser Verein 

Andreas Hilbert: Haben die Mitglieder bei der geplanten 

Urabstimmung zum Volksabstimmungsgesetz eine wirkliche 

Wahl oder dient die Urabstimmung nur der Akklamation?

Als Mitinitiator der beiden Mitgliederbegehren „Verhinderung 
eines praxisuntauglichen Volksabstimmungsgesetzes – Keine 
vorgezogene Normenkontrollklage“ und „Verhinderung eines 
praxisuntauglichen Volksabstimmungsgesetzes – Keine Ein-
schränkung von Volksabstimmungen durch völkerrechtliche 
Verträge“ war ich erstaunt, als ich die Stellungnahmen des 
Bundesvorstandes (Claudine Nierth, Katrin Tober, Ralf-Uwe 
Beck, Alexander Trennheuser, Michael Efler, Roman Huber) 
zu diesen beiden Begehren gelesen habe. Zum einen hat es 
mich sehr gewundert, dass der Vorstand wie eine Obrigkeit 
eine Empfehlung an alle Mitglieder ausspricht, die Begehren 
nicht zu unterstützen, anstatt neutral und sachlich zu informie-
ren. Zum anderen hat es mich noch mehr gewundert, dass die 
Stellungnahmen des Bundesvorstandes mehrere falsche Tatsa-
chenbehauptungen enthielten:

n	 Zitat Stellungnahme Bundesvorstand „Europarecht ist kein 
Völkerrecht“. – Es wird allen Ernstes behauptet, dass der 
Vertrag von Maastricht und der Vertrag von Lissabon, die die 
weitere europäische Integration und Währungsunion regeln, 
keine völkerrechtlichen Verträge sind.

n	 Zitat Stellungnahme Bundesvorstand „Mit unserem von der 
Mitgliederversammlung beschlossenen Gesetzesentwurf 
könnten die Forderungen, die das Mitgliederbegehren ent-

md intern

Diskussion  
zu den mitgliederbegehren

Zu den im mdmagazin Nr. 95 abgedruckten Mitgliederbegehren haben wir 

zwei Leserbriefe erhalten. Einen konnten wir aus Platzgründen nicht drucken, 

er ist unter scholvien.com/pdf/mitgliederbegehren2013.pdf abrufbar. Der 

zweite stammt von Andreas Hilbert (siehe unten). Weil er sich direkt auf Aus-

sagen des Bundesvorstandes bezieht, wurde diesem die Möglichkeit gegeben, 

darauf zu antworten.
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Zu den konkreten vorgebrachten inhaltlichen Punkten:

n 	 Bei der Aussage des Bundesvorstandes, dass Europarecht 
kein Völkerrecht sei, ist das EU-Sekundärrecht gemeint. 
Selbstverständlich behaupten wir nicht, dass zum Beispiel 
der Vertrag von Lissabon kein internationaler Vertrag ist. An 
unserer Argumentation ändert dies jedoch nichts.

n	 Dass mit unserem Gesetzentwurf Forderungen, die das Mit-
gliederbegehren enthält, umgesetzt werden können, ist kor-
rekt, weil eine Volksinitiative so formuliert werden kann, 
dass sie auf die Kündigung oder Änderung eines völkerrecht-
lichen Vertrages abzielt. 

n 	 Auch sonst liegen keine weiteren falschen Tatsachenbehaup-
tungen in der Stellungnahme des Vorstandes vor. Eine Stel-
lungnahme ist per Dudendefinition eine Meinungsäußerung, 
eine geäußerte Ansicht. Politische Bewertungen können und 
sollen zu unterschiedlichen Ergebnissen führen, das ist das 
Wesen des Diskurses.

Abstimmung über den Gesetzentwurf im Ganzen wurde 

von der Mitgliederversammlung so beschlossen

Der Bundesvorstand war mehrheitlich der Meinung, dass es ne-
ben der allgemeinen Abstimmung über den Gesetzentwurf noch 
weitere Abstimmungen über Teilaspekte des Gesetzentwurfes 
geben sollte und beantragte dies auf der Mitgliederversamm-
lung. Diese jedoch sprach sich dafür aus, dass es nur eine Ab-
stimmung über den Gesamtentwurf im Ganzen geben soll – 
nachzulesen im MV-Protokoll vom 10./11. November 2012. 
Daran ist der Bundesvorstand natürlich gebunden.

bei so einer „Placebo“-Abstimmung lieber das Geld sparen und 
für andere Projekte ausgeben. Die En-Bloc-Abstimmung und die 
wahrheitsverzerrenden Stellungnahmen zu den diesbezüglichen 
Begehren werfen schon vor der Urabstimmung einen dunklen 
Schatten auf diesen Gesetzentwurf von Mehr Demokratie.

Jedes Mitglied wird beim Lesen der Urabstimmungsunterlagen zu 
diesem Volksabstimmungsgesetz die Möglichkeit haben, sich fol-
gende Fragen zu stellen: Habe ich eine wirkliche Wahl, wenn ich 
nur über den kompletten Gesetzentwurf mit ja oder nein abstim-
men darf? Oder dient meine Stimme eher der Akklamation? Und 
wie stimme ich ab, wenn ich zwar für ein Volksabstimmungsge-
setz bin, aber kritische Punkte dieses Gesetzentwurfes ablehne?

Antwort des Bundesvorstands

Viele Mitglieder erwarten vom Bundesvorstand, dass er politisch 
Stellung bezieht, seine Positionen begründet und Empfehlungen 
ausspricht. Zudem betrachten wir alle Mitglieder von Mehr De-
mokratie als mündig und unabhängig und in der Lage sich frei zu 
entscheiden, ob sie ein Mitgliederbegehren unterstützen.

Der Bundesvorstand weist die Behauptung, seine Stellungnah-
me zu den Mitgliederbegehren enthalte mehrere inkorrekte 
Aussagen, zurück. Auch die Begründung der Mitgliederbegeh-
ren enthält bei strenger Auslegung Aussagen, die als inkorrekt 
bezeichnet werden könnten. Der Bundesvorstand sucht aber lie-
ber die inhaltliche Diskussion als sich über die Auslegung ein-
zelner Formulierungen auseinander zu setzen. 

Leserbrief
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bekannt sein. Alternativ können Sie auch den unten angehängten 
Rückmeldezettel nutzen. Das Begehren ist zu Stande gekom-
men, wenn innerhalb von drei Monaten mindestens 100 von Mit-
gliedern unterschriebene Unterstützungserklärungen von den 
Initiatoren an den Bundesvorstand weitergeleitet werden. Letzt-
mögliches Datum zur Weiterleitung ist der 15. Juni 2013.

Dieses Mitgliederbegehren wird noch nach den alten Bestim-
mungen durchgeführt, da es vor dem 15. Januar 2012 einge-
reicht wurde. Der Bundesvorstand hat um die Möglichkeit einer 
Stellungnahme gebeten. Der Satzungsauslegung der Abstim-
mungsleitung zufolge ist aber in den alten Satzungsbestimmun-
gen eine Stellungnahme des Bundesvorstands nicht vorgesehen. 
Den Auszug aus der Satzung und die Ausführungsbestimmun-
gen für Mitgliederbegehren finden Sie im Mitgliederbereich der 
Internetseite von Mehr Demokratie. 

Bei Fragen und Problemen steht die Abstimmungsleitung unter ab-
stimmungsleitung@mehr-demokratie.de jederzeit zur Verfügung.

Karl Müller-Haslach, Nils Jonas, Alexander Trennheuser
(Abstimmungsleitung)

Liebe Mitglieder,

Sie haben kein Déjà-vu: Das im Folgenden abgedruckte Mit-
gliederbegehren wurde bereits in der Mitgliederzeitschrift 
4/2012 abgedruckt. Dabei ist der Abstimmungsleitung aller-
dings ein Fehler unterlaufen, für den wir uns an dieser Stelle 
ausdrücklich entschuldigen möchten. Die von den Initiatoren 
genannte E-Mail-Adresse wurde beim Layouten falsch über-
nommen – es fehlte ein Punkt in der E-Mail-Adresse. 

Wir drucken das Mitgliederbegehren daher nachfolgend neu ab. 
Bereits schriftlich oder per Fax bei den Initiatoren eingereichte 
Unterstützungserklärungen behalten ihre Gültigkeit; doppelt 
eingereichte Unterstützungserklärungen zählen selbstverständ-
lich nur einmal.

Alle Mitglieder, die das Begehren mit ihrer Unterschrift unter-
stützen wollen, werden gebeten, innerhalb von drei Monaten 
nach Erscheinen dieser Ausgabe eine formlose Unterstützungs-
bekundung unterschrieben und mit Nennung des Namens an die 
unter dem Text des Begehrens genannte Adresse zu schicken. 
Die Unterstützung kann laut Satzung per Brief, Fax oder E-Mail 
erfolgen. Bei einer Unterstützung per E-Mail ist keine Unter-
schrift erforderlich; die E-Mail-Adresse muss Mehr Demokratie 

Information der  
Abstimmungsleitung

zum Mitgliederbegehren „Verhinderung von Manipulationen bei Wahlkandidatenbefragungen“

Vorname, Nachname Ort, Datum

Wenn Sie dieses Mitgliederbegehren unterstützen möchten, schicken Sie bitte eine E-Mail an g.eick.-aktiv218@arcor.de oder unterschreiben Sie das 

unten stehende Formular und senden Sie es bis zum 15. Juni 2013 an Gerd Eickelberg, Georgenstr. 85, 80798 München.

Adresse Unterschrift

MD intern
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nend auch der Plattform abgeordnetenwatch.de gelungen, 
welche die Kontaktdaten dieser Kandidaten ebenfalls vorlie-
gen hat. Es stellt sich die Frage, warum die Organisatoren 
von mitentscheiden.de zwar mit abgeordnetenwatch.de be-
züglich einer Verlinkung kooperieren konnten, aber nicht 
beim Austausch fehlender Kontaktdaten.

n	 Die beispielhafte Antwort eines AUF-Kandidaten lautete: 
„Ich selbst, unser Landesverband und etliche unserer anderen 
Kandidaten haben die Organisation “mitentscheiden.de“ 
wiederholt auf unsere positive Einstellung, ja unser engagier-
tes Eintreten für eine direkte Demokratie und Volksabstim-
mungen, das auch einen wesentlichen Programmpunkt unse-
res Landtagswahlprogramms darstellt, aufmerksam gemacht 
– offensichtlich ohne Erfolg! Ich habe fast den Verdacht, daß 
man uns bewußt ignorieren möchte!“

n	 Der Hinweis auf Manipulationen mit der Weiterleitung aller 
Kandidatenrückmeldungen an den Bundesgeschäftsführer 
Roman Huber wurde mit dem knappen Satz beantwortet: 
„Wir können auch keine Manipulation oder Täuschung im 
Zusammenhang mit der Kandidatenbefragung auf www.mit-
entscheiden.de feststellen. Täuschung oder Manipulation be-
inhaltet Vorsatz, dieser ist nicht zu erkennen, geschweige 
denn zu belegen.“

n	 Der Antrag an den Bundesgeschäftsführer, ein Konzept zu er-
stellen, wie Manipulationen bei zukünftigen Kandidatenbe-
fragungen verhindert werden können, wurde abgelehnt.

n	 Jedem Interessierten, der sich anhand der Fakten selbst ein 
Bild hierzu machen möchte, leiten wir gerne alle Emails und 
Kandidatenrückmeldungen weiter.

Aufgrund dieser Erfahrungen und aufgrund von § 4 Punkt 3 der 
Satzung von Mehr Demokratie („Der Verein ist parteipolitisch 
neutral. Er verfolgt keine politischen Zwecke im Sinne der ein-
seitigen Beeinflussung der politischen Meinungsbildung oder 
der Förderung von politischen Parteien.“) fordern wir, dass für 
alle Kandidatenbefragungen von MD folgende Kriterien ver-
pflichtend eingehalten werden:

Worum geht es?

Ziel dieses Mitgliederbegehrens ist es, dass Internetseiten und 
Medien, die von Mehr Demokratie zur Kandidaten- oder Abge-
ordnetenbefragung betrieben werden, verpflichtend parteipoli-
tisch neutral gehalten und Manipulationen durch hohe Transpa-
renz gegenüber der Mitgliedschaft eingedämmt werden.

Begründung

Wie kommt es, dass es zu dieser eigentlich selbstverständlichen 
Forderung ein Mitgliederbegehren gibt?

Vor der Landtagswahl in Baden-Württemberg am 27.03.2011 hat 
Mehr Demokratie eine Webseite (www.mitentscheiden.de) zur 
Befragung der Landtagskandidaten eingerichtet. Leider gibt es 
zahlreiche Belege, dass es zu massiven parteipolitischen Mani-
pulationen auf dieser Seite gekommen ist. Ein jeder mag anhand 
der nachfolgend aufgeführten Fakten selbst entscheiden, inwie-
weit er die Durchführung für manipuliert hält und ob dieses Ver-
halten mit den Massstäben unseres Vereins vereinbar ist:

n	 Bei der Befragung wurde eine Partei (NPD) weggelassen, 
ohne dass dies auf der Seite kenntlich gemacht und ohne dass 
dies dort begründet wurde. Im Gegenteil, es wurde auf der 
Seite behauptet, dass „die Kandidatinnen und Kandidaten“ 
der Landtagswahl befragt worden seien, was nachweislich 
eine falsche Tatsachenbehauptung ist.

n	 Mehrere Wochen nach dem Start der Seite mitentscheiden.de 
gab es keine einzige Auswertung zu irgendeinem Kandidaten 
von 11 der 18 aufgeführten Parteien.

n	 Eine stichprobenhaft durchgeführte Anfrage bei 3 Parteien 
(AUF, BIG und Republikaner) ergab, dass kein einziger von 
12 angeschriebenen Kandidaten und keine einzige dieser 3 
Parteien die Fragen überhaupt erhalten haben. Dennoch wur-
de auf der Seite mit dem Text „(Keine weiteren Infos)“ sug-
geriert, die Kandidaten seien befragt worden und haben nicht 
geantwortet.

n	 Die Kontaktdaten dieser Kandidaten konnten mühelos durch 
einfache Internetsuche ermittelt werden. Dies ist anschei-

Mitgliederbegehren

Verhinderung von Manipulationen 
bei Wahlkandidatenbefragungen
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n	 Alle zur Wahl zugelassenen Parteien und Einzelbewerber 
werden aufgeführt und befragt. Wir orientieren uns hier am 
hohen Standard von abgeordnetenwatch.de und Wahl-O-
Mat. Unser Verein „Mehr Demokratie“ sollte diesen Stan-
dard auch erfüllen können.

n	 Bei der Ermittlung der Kontaktdaten der Kandidaten wird 
eine Kooperation mit abgeordnetenwatch.de gesucht.

n	 Bei Kandidaten, deren Kontaktdaten nicht ermittelt werden 
konnten, wird explizit darauf hingewiesen – analog zur 
Handhabung bei abgeordnetenwatch.de

n	 Die Organisatoren von Kandidatenbefragungen halten eine 
einfach zu erstellende und zur Organisation ohnehin notwen-
dige Liste vor, in der aufgeführt ist, welche Kandidaten, 
wann mit welchem Medium kontaktiert worden sind. Mit-
glieder erhalten hierzu ein zeitnahes Auskunftsrecht. Diese 
Transparenz soll dazu beitragen, Manipulationen erst gar 
nicht entstehen zu lassen.

n	 Der Bundesvorstand stellt die korrekte Durchführung von 
Kandidatenbefragungen sicher.

Schlusswort

Der Rücktritt des Verteidigungsministers Guttenberg hat uns ge-
zeigt, dass Bürger Manipulationen nicht mehr tolerieren. Die 
vielen Emails, die wir zu mitentscheiden.de von Kandidaten und 
Parteien erhalten haben, lassen leider auf massive Manipulatio-
nen dieser Seite von Mehr Demokratie schliessen. Im Gegensatz 
dazu steht das Menschenbild des mündigen Bürgers, auf dem 
unser Vereinszweck basiert und der ohne Vorfilterung und ohne 
Manipulationen seine Entscheidung treffen kann und will. Mit 
diesem Begehren wollen wir dieses Menschenbild in unserem 
Verein konkret umsetzen und orientieren uns dabei an den hohen 
Standards von abgeordnetenwatch.de und dem Wahl-O-Mat.

Abstimmungsfrage

Bist du dafür, dass Internetseiten und Medien, die von Mehr De-
mokratie zur Kandidaten- oder Abgeordnetenbefragung betrie-
ben werden, verpflichtend folgende Kriterien erfüllen müssen:
1. Alle zur Wahl zugelassenen Parteien und Einzelbewerber wer-
den aufgeführt und befragt.

2. Bei der Ermittlung der Kontaktdaten der Kandidaten wird eine 
Kooperation mit abgeordnetenwatch.de gesucht.

3. Bei Kandidaten, deren Kontaktdaten nicht ermittelt werden 
können, wird explizit darauf hingewiesen.

4. Die Organisatoren von Kandidatenbefragungen halten eine 
einfache Liste vor, in der aufgeführt ist, welche Kandidaten, 
wann mit welchem Medium kontaktiert worden sind. Mitglieder 
erhalten hierzu ein zeitnahes Auskunftsrecht.

5. Der Bundesvorstand ist für die korrekte Durchführung der 
Kandidatenbefragungen verantwortlich.

Dieses Begehren wurde am 02.04.2011 kurz nach der Wahl in 
Baden-Württemberg von 8 Mitgliedern gemäß § 11 der Satzung 
initiiert. Sowohl die Abstimmungsleitung (Mitgliederurabstim-
mungskommission) als auch der Bundesvorstand und die 
Schiedsstelle haben die satzungsmäßig vorgeschriebene Veröf-
fentlichung dieses Begehrens in der Mitgliederzeitschrift abge-
lehnt. Erst auf dem gerichtlichen Klageweg vor dem Amtsge-
richt Bonn konnten die Initiatoren die satzungsmäßig 
vorgeschriebene Veröffentlichung dieses Begehrens in der Mit-
gliederzeitschrift durchsetzen. 

Dies zeigt, wie wichtig es ist, sich für faire Bedingungen inner-
halb von Mehr Demokratie einzusetzen. Bitte helft mit eurer 
Unterschrift mit, diese fairen Bedingungen konkret umzuset-
zen. Für telefonische Rückfragen stehen wir euch unter 0173-
7932070 oder unter 089-21966914 und für Emailrückfragen 
unter g.eick.-aktiv218@arcor.de zur Verfügung

Wenn du dieses Mitgliederbegehren unterstützen willst, schi-
cke bitte bis zum 15. Juni 2013 entweder

n	 eine Email an g.eick.-aktiv218@arcor.de mit Namen und 
Adresse (Beispiel: „Ich unterstütze das Mitgliederbegehren 
zur Verhinderung von Manipulationen bei Wahlkandidaten-
befragungen.“)

n	 einen Brief an  
Gerd Eickelberg, 
Georgenstr. 85, 
80798 München  
(Beispiel: „Ich unterstütze das Mitgliederbegehren zur 
Verhinderung von Manipulationen bei Wahlkandidatenbe-
fragungen.)

n	 oder füllt einfach den dazu vorgesehenen Abschnitt auf 
Seite 32 aus und schickt diesen an die oben angegebene 
Postadresse zurück.
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alten Erinnerungen schwelgen! Seien Sie 
also unser Gast vom 14. bis 16. Juni in 
der Reinhardswaldschule in Fuldatal bei 
Kassel.

Alles Weitere finden Sie im beiliegenden 
Flyer oder im Internet unter mehr-demo-
kratie.de/jahrestagung2013.html 

Anmelden können Sie sich telefonisch, 
per Brief oder per E-Mail an unseren 
Mitgliederservice in Tempelhof.

Feiern Sie mit uns! 

2013 wird Mehr Demokratie 25 Jahre alt. 
In diesen 25 Jahren haben wir wesentlich 
zur Entwicklung einer direktdemokrati-
schen Tradition in Deutschland beigetra-
gen. Die Einführung bundesweiter 
Volksentscheide ist nach Meinung vieler 
nur noch eine Frage der Zeit.

Bereits jetzt hat direkte Demokratie in 
Deutschland einen völlig anderen Stel-
lenwert als noch vor wenigen Jahren. 
Mehr und mehr werden Abstimmungen 
zum Mittel der Wahl bei der Bearbeitung 
brennender gesellschaftlicher Aufgaben. 

Wir wollen anlässlich unseres Vereinsju-
biläums die Einschätzung namhafter Ver-
treter/innen aktueller gesellschaftlicher 
Debatten hören: Wie sehen sie das Ver-
hältnis ihrer Herzensanliegen zur direkten 
Demokratie? Bereits zugesagt haben Götz 
Werner, Johannes Stüttgen, Christine von 
Weizsäcker, Thilo Bode, Gerald Häfner 
und Hertha Däubler-Gmelin.

Wir wollen aber auch erfahren, wofür 
IHR Herz schlägt? Was würden Sie mit 
direkter Demokratie umsetzen wollen? 
Und wir wollen gemeinsam feiern und in 
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Tagungstermin und Ort:

Beginn: Samstag, 27. April 2013 um 12 Uhr
Ende: Sonntag, 28. April 2013 um 16 Uhr

Evangelisches Augustinerkloster zu Erfurt

Augustinerstraße 10, 99084 Erfurt

Übernachtungsmöglichkeiten bestehen im Augustinerkloster 
selbst und seinen Waidhäusern, dem dazugehörenden Gästehaus 
Nikolai (200m), der Pilgerunterkunft Georgenburse (100m), in 
einer nahe gelegenen Pension (80m) und in der Jugendherberge 
(3,5 km). Wir haben die Zimmer fest gebucht und bitten um früh-
zeitige Anmeldung, da das Kontingent begrenzt ist. 

Ebenfalls vorab benötigen wir eine Anmeldung zu den Mahl-
zeiten (acht Euro pro Mahlzeit). Am Samstag gibt es Mittag- 
und Abendessen, am Sonntag ein Mittagessen.

Die Preise inklusive Frühstück 

(zuzüglich fünf Prozent Kulturförderabgabe):

Unterkunft Einzelzimmer Doppelzimmer

Augustinerkloster 40 Euro

Waidhäuser 40 Euro

Gästehaus Nikolai 40 Euro 68 Euro

Georgenburse 18 Euro (pro Person im 

Dreierzimmer)

Jugendherberge 31,50 Euro 63 Euro

Pension ca. 30 Euro (pro Person 

im Mehrbettzimmer)

Anmeldung, Zimmeranfragen und -buchungen bis zum 

8. April 2013 an:

Mehr Demokratie e.V.
Mitgliederservice – Ursula Müller
Tempelhof 3, 74594 Kreßberg
Tel 07957 – 9239 050, Fax 07957 – 9249 992
mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Für den Bundesvorstand
Katrin Tober und Alexander Trennheuser

Liebe Mitglieder,

das schöne Erfurt ist immer eine Reise wert – erst recht, wenn 
eine Bundesmitgliederversammlung von Mehr Demokratie 
ansteht. Zu dieser Mitgliederversammlung laden wir Sie herz-
lich ein!

Nach der vergangenen Mitgliederversammlung haben viele 
Aktive, Mitarbeitende und Vorstände weiter an der Bundes-
kampagne zur Bundestagswahl 2013 gefeilt. Hierbei sind Ihre 
Ideen, aber auch Ihre aktive Mitwirkung gefragt. Alle Details 
stellen wir auf der Mitgliederversammlung vor. 

Mit der Verfassungsbeschwerde zu ESM-Vertrag und Fiskal-
pakt aus dem vorigen Jahr fängt die Arbeit für Mehr Demokra-
tie in Europa erst richtig an. Wie es weitergehen kann, darüber 
wollen wir ebenfalls in Erfurt sprechen. Wir freuen uns sehr, 
dass Gerald Häfner, Mitglied des Europaparlaments und lang-
jähriger Vorstandssprecher von Mehr Demokratie, am Sams-
tagabend einen Vortrag zum Thema „Mehr Demokratie für 
Europa“ halten wird. 

Als Demokratiefachverband werden wir immer häufiger nach 
unseren Positionen zu Wahlrechtsfragen gefragt. Gemeinsam 
mit Ihnen wollen wir in Erfurt noch offene Fragen diskutieren 
und entscheiden.

Unser Verein wird durch die Diskussionen auf der Mitglieder-
versammlung lebendig! Bitte kommen Sie nach Erfurt! Falls die 
Fahrtkosten ein Hindernis sein sollten, kann vor der Mitglie-
derversammlung ein Fahrtkostenzuschuss von bis zu 75 Pro-
zent beantragt werden. Die Anfrage ist an Roman Huber
(roman.huber@mehr-demokratie.de) zu richten.

Ihre Anmeldung zur Bundesmitgliederversammlung schicken 
Sie bitte ebenfalls bis zum 8. April 2013 an unseren Mitglieder-
service im Büro Tempelhof. Sie erhalten dann alle Unterlagen 
zur Mitgliederversammlung per Post. Sämtliche Unterlagen ste-
hen voraussichtlich auch ab dem 17. April 2013 im Mitglieder-
bereich unserer Internetseite zur Verfügung. Am Samstag und 
Sonntag bieten wir im Augustinerkloster ein Mittagessen, am 
Samstagabend auch ein Abendessen an, jeweils zum Selbst-
kostenpreis.
Die wichtigsten Informationen zu unseren Mitgliederversamm-
lungen im Netz: mitglieder.mehr-demokratie.de/mitgl_mv.html

MD intern

Einladung zur
Bundesmitgliederversammlung
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4.	 Anträge auf Satzungsänderung

(Hinzufügungen sind kursiv gekennzeichnet, Strei-
chungen durchgestrichen)

4.1	 §5 Mitgliedschaft (Bundesvorstand)
Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt, Strei-
chung aus der Mitgliederliste oder Ausschluss. Die Aus-
trittserklärung ist schriftlich gegenüber dem Vorstand 
abzugeben. Der Austritt ist jederzeit möglich.
2.	 Mitglieder, die mit der Zahlung von zwei Mitglieds-
beiträgen im Rückstand sind, werden drei Monate nach 
der Zahlungserinnerung zum zweiten ausstehenden 
Jahresbeitrag aus der Mitgliederliste gestrichen.

4.2	 §12 Schiedsstelle Schlichtungsstelle 
	 (Stephan May - Mitglied der Schiedsstelle) 

1. Die Schiedsstelle Schlichtungsstelle hat die Aufgabe, 
interne Streitigkeiten im Verein zu schlichten oder zu ent-
scheiden, soweit dadurch Vereinsinteressen berührt wer-
den, und über einen Ausschlussantrag nach § 5 Abs. 4 der 
Satzung zu entscheiden. Sie kann von allen Organen, 
Landesverbänden, Bundesarbeitskreisen, Initiator/innen 
von Urabstimmungen und Mitgliederbegehren, Mitarbei-
tenden und sonstigen von der Mitgliederversammlung 
gewählten Funktionsträger/innen des Vereins angerufen 
werden, von den übrigen Mitgliedern insoweit, als sie die 
Verletzung ihrer Mitgliedsrechte geltend machen.
2. Die Schiedsstelle Schlichtungsstelle besteht aus einem/r 
Vorsitzenden und zwei Beisitzer/innen und wird von der 
Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählt. Sie kön-
nen nicht abgewählt werden. Mitglieder des Bundesvor-
standes, der Landesvorstände, der Mitgliederurabstim-
mungskommission und Mitglieder, die in einem berufli-
chen oder finanziellen Abhängigkeitsverhältnis zum Ver-
ein stehen, können nicht der Schiedsstelle Schlichtungs-
stelle angehören, aus dem Kuratorium nur eine Person.
3. Die Schiedsstelle entscheidet auf der Grundlage des 
allgemeinen Vereinsrechts, der Satzung, von Verträgen 
und aller schriftlich getroffenen Regelungen des Vereins. 
Die Schlichtungsstelle soll auf eine einvernehmliche Bei-
legung des Streites durch die Beteiligten hinwirken. 
Kommt eine solche nicht zustande, macht die Schlich-
tungsstelle einen Einigungsvorschlag (Schlichterspruch), 
den die Beteiligten nur innerhalb von 14 Tagen ablehnen 
können. 

Tagesordnung

Die nachfolgende Tagesordnung kann nicht mehr um neue 
Tagesordnungspunkte ergänzt werden. Die Frist hierfür endete 
am 1. Februar 2013. Anträge, die sich auf Themen in der unten 
aufgeführten Tagesordnung beziehen, können bis Montag, 8. 

April 2013, an Roman Huber geschickt werden.

Mehr Demokratie e.V. - Roman Huber
Tempelhof 3
74594 Kreßberg
Tel 07957 – 9239 052, Fax 07957 – 9249 992
antrag@mehr-demokratie.de

1.	 Begrüßung und Formalia

1.1	 Formalia
1.2	 Beschluss des letzten Protokolls der MV vom 10. und  
	 11. November 2012

2.	 Politisches, Berichte

2.1	 Berichte aus den Landesverbänden
2.2	 Bericht des Bundesvorstands
2.2.1	 Bericht zu Gerichts- und Schiedsstellenverfahren
2.3	 Schwerpunkt I:  
	 Mehr Demokratie Bundeskampagne 2013
2.4	 Schwerpunkt II: Eine demokratische Idee für Europa
2.4.1	 Vortrag: „Mehr Demokratie für Europa“ (MdEP Gerald  
	 Häfner)
2.4.2	 Beschluss des EU-Positionspapiers (Bundesvorstand)
2.4.3	 Antrag auf Weiterentwicklung der Europäischen Union 
	 zu einem demokratischen Bundesstaat (Reiner Thomsen)
2.4.4	 Direktwahl EU-Präsident (AK Europa/Welt)
2.5	 Schwerpunkt III: Positionierung im Bereich Wahlrecht 
2.5.1	 Reform des Bundestagswahlrechts
2.5.2	 Wahlaltersenkung

3.	 		 Finanzen und Wahlen

3.1	 Jahresabschluss Bundesverband 2012 und Entlastung
3.2	 Finanzplanung Bundesverband 2013
3.3	 Nachwahl eines Mitglieds der Schiedsstelle

MD intern
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2. Je ein Antrag auf Mitgliederurabstimmung wird auf 
maximal drei Seiten in der Mitgliederzeitschrift von 
Mehr Demokratie e.V. veröffentlicht, sofern er von min-
destens sieben fünfzehn Mitgliedern unterstützt wird. 
Diese Veröffentlichung umfasst das Anliegen der Initia-
tor/innen, eine Stellungnahme des Bundesvorstands 
und/oder der Mitgliederversammlung und Verfahrens-
hinweise der Abstimmungsleitung. Eine Mitgliederurab-
stimmung findet statt, wenn mindestens 2,5 v. H. Mit-
glieder den so veröffentlichten Antrag auf Durchführung 
schriftlich (per Brief, Fax oder E-Mail) binnen drei Mo-
naten nach Versendung der Zeitschrift unterstützen (Mit-
gliederbegehren). Der Mitgliederversammlung soll Ge-
legenheit gegeben werden, erfolgreiche Begehren zu 
behandeln. Mitgliederurabstimmungen finden auch auf 
Antrag der Mitgliederversammlung oder des Bundesvor-
stands statt. Hierfür verschickt der Vorstand an alle Mit-
glieder eine Abstimmungsvorlage. 

4.4	 §4 Zweck des Vereins (Bundesvorstand) 
Als Punkt 5 wird neu eingefügt:
5. Zur Förderung der Vereinsziele kann der Verein die 
treuhänderische Verwaltung einer gemeinnützigen Stif-
tung übernehmen. 

4.5	 Antrag auf Änderung der Ausführungsbestimmungen 
	 zur Mitgliederurabstimmung (Bundesvorstand)

5.	 Anträge

5.1	 Befragung der Mitglieder bezüglich Spendenbriefe  
	 (Christiane Schreiter)
5.2	 Überarbeitung der Wahlordnung für Vorstandswahlen bei 
	 Mehr Demokratie (Bundesvorstand und AK Wahlrecht)
5.3	 Anträge von Christoph Strebel
5.3.1	 Zustimmung zum Mitgliederbegehren “Verhinderung 
	 von Manipulationen bei Wahlkandidatenbefragungen” 
5.3.2	 Antrag gegen lange Bearbeitungszeiten vor Gericht 
5.3.3	 Neugründung der Arbeitsgruppe zu juristischen Fragen  
	 und Antrag auf Bericht
5.4	 Positionspapier E-Demokratie (Paul Tiefenbach)

6.	 Abschluss und Verschiedenes

4. Die beteiligten Parteien sind zu hören und verpflich-
tet, der Schiedsstelle Schlichtungsstelle auf Verlangen 
alle für das Verfahren und die Entscheidung erforderli-
chen Unterlagen innerhalb einer angemessenen Frist zur 
Verfügung zu stellen. 
5. Schlichtersprüche bedürfen der Schriftform; im Übri-
gen genügt für jeglichen Schriftverkehr die Textform.
6. Die Schlichtungsstelle bestimmt das Verfahren selbst, 
auch, ob es einem ihrer Mitglieder als Einzelschlichter/in 
übertragen werden soll. Sie kann die Beteiligten zu einer 
mündlichen Verhandlung laden, Telefonkonferenzen mit 
den Beteiligten abhalten oder das Verfahren nur schrift-
lich durchführen. 
7. Schlichtungsverfahren sollen innerhalb von sechs 
Monaten ab Antragseingang erledigt sein. Ist ein Ver-
fahren ein Jahr nach Antragseingang noch nicht been-
det, gilt es als gescheitert, sofern sich die Beteiligten 
nicht einvernehmlich auf eine Verlängerung verständi-
gen. Das Verfahren ist zügig durchzuführen.
5. 8. Beschlüsse Schlichtersprüche werden mit Stim-
menmehrheit gefasst und sollen mit einer kurzen Be-
gründung versehen werden. sind schriftlich zu begrün-
den. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 
9. Der Mitgliedsausschluss erfordert Einstimmigkeit.
6. 10. Abgesehen von arbeitsrechtlichen Streitigkeiten 
kann der Gerichtsweg Rechtsweg erst nach Durchfüh-
rung des Schiedsverfahrens Schlichtungsverfahrens be-
schritten werden. Wird nicht innerhalb von drei Mona-
ten nach Zugang der Entscheidung der Schiedsstelle 
Schlichtungsstelle an die Beteiligten das ordentliche 
Gericht durch Einreichung einer Klage angerufen, wird 
die Entscheidung der Schiedsstelle Schlichtungsstelle 
unanfechtbar.
Diese Satzungsänderung hat redaktionelle Änderungen 
zur Folge: „Schiedsstelle“ wird durch „Schlichtungsstel-
le“ ersetzt in § 5 Abs. 4, § 7 Punkt 5, § 8 Abs. 3

4.3	 §11 Mitgliederurabstimmung (Bundesvorstand) 
1.	 Bevor ein Mitgliederbegehren in der Mitgliederzeit-
schrift veröffentlicht wird, müssen die Initiator/innen 
ihr Anliegen fristgerecht auf einer Mitgliederversamm-
lung einbringen. 

MD INTERN
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SERVICE

Kontakt

Landesbüro Berlin/Brandenburg

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de

Landesbüro Baden-Württemberg

Rotebühlstr. 86/1, 70178 Stuttgart

Tel. 0711-509 10 10, Fax 0711-509 10 11

info@mitentscheiden.de

Landesbüro Bayern

Postfach 101041, 80084 München

Tel. 08071-597 51 20

bayernbuero@mehr-demokratie.de

Landesbüro Bremen/Niedersachsen

Bernhardstr. 7, 28203 Bremen

Tel. 0421-79 46 370, Fax 0421-79 46 371

tim.weber@mehr-demokratie.de

Landesbüro Hamburg

Mittelweg 12, 20148 Hamburg

Tel. 040-317 691 00, Fax 040-317 691 028

info@mehr-demokratie-hamburg.de

Landesbüro NRW

Friedrich-Ebert-Ufer 52, 51143 Köln

Tel. 02203-59 28 59, Fax 02203-59 28 62

nrw@mehr-demokratie.de

Landesbüro Sachsen

Bernhard-Göring-Str. 152, 04277 Leipzig

Tel./Fax 0341-30 65 140

sachsen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Thüringen

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel. 0365-548 187 17, Fax 0321-210 904 14

Ralf-Uwe Beck 0172-796 29 82

thueringen@mehr-demokratie.de 

Ansprechpartner Hessen

Heinz-Joachim Pethke

Tel. 06181-941 490 

pethke@mehr-demokratie-hessen.de 

Ansprechpartner Rheinland-Pfalz

Gert Winkelmeier

Tel. 02684-61 07, Fax 02684-959 291

gert.winkelmeier@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Saarland

Robert Karge

Tel. 0681-927 42 91

karge@mehr-demokratie-saarland.de

Ansprechpartner Schleswig-Holstein

Rolf Sörensen

Tel 04671-93 02 56

md.schleswig-holstein@gmx.de

Ansprechpartner Sachsen-Anhalt

Martin Giersch (Halle)

Tel. 0345-203 25 04

martin.giersch@mehr-demokratie.de

Christian Heimann (Magdeburg)

Tel. 0179-673 92 13

christian.heimann@mehr-demokratie.de 

Arbeitsbereiche

Geschäftsführung und Kuratorium

Roman Huber, Büro Tempelhof

roman.huber@mehr-demokratie.de

Service für Mitglieder und Förderer

Ursula Müller, Büro Tempelhof

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Pressesprecherin

Regine Laroche, Büro Berlin

presse@mehr-demokratie.de

Internet

Charlie Rutz (Redaktion), Büro Berlin

charlie.rutz@mehr-demokratie.de

Stefan Padberg (Technik)

webmaster@mehr-demokratie.de

Vorträge und Repräsentation

Ralf-Uwe Beck, erreichbar über Büro Berlin

Michael Efler, Büro Berlin

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

Finanzierung

Tim Weber, Büro Bremen

tim.weber@mehr-demokratie.de

Wissenschaft und Dokumentation

Daniel Schily, Büro NRW

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Lobbyarbeit

Michael Efler, Büro Berlin

michael.efler@mehr-demokratie.de

Oliver Wiedmann, Büro Berlin

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de

Democracy International

Daniel Schily, Büro NRW 

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Europa und Welt

Michael Efler, Büro Berlin

michael.efler@mehr-demokratie.de

Claudia Löhle, Büro Berlin

claudia.loehle@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbegehren

Susanne Socher, Büro Bayern

beratung@mehr-demokratie.de

Thorsten Sterk, Büro NRW

thorsten.sterk@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Wahlrecht

Paul Tiefenbach, Büro Bremen

paul.tiefenbach@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbeteiligung

Nils Jonas, erreichbar über Büro Berlin

nils.jonas@mehr-demokratie.de

Martin Burwitz, erreichbar über Büro Berlin

martin.burwitz@mehr-demokratie.de

Beratung von Bürgerbegehren

Bei den Landesbüros oder zentral:

beratung@mehr-demokratie.de
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Ich werde Mitglied und zwar für

[ ]	  78 EUR jährlich

[ ]	 120 EUR jährlich

[ ]	   EUR jährlich

Spenden und Mitgliedsbeiträge sind steuerlich absetzbar.

Bitte senden Sie die Antwortkarte an: Mehr Demokratie e. V., Tempelhof 3, 74594 Kreßberg oder per Fax an 07957-9249 992 

Vorname, Nachname

Kontonummer

Straße, Hausnummer

BLZ

PLZ, Ort

Bank

Datum, Unterschrift

E-Mail

Geburtsdatum

Tel.

[ ]	 Ich erteile Ihnen bis auf Widerruf eine Einzugsermächtigung,  

um den Verwaltungsaufwand so niedrig wie möglich zu halten. 

Der Einzug erfolgt:  [ ] 1/4jährlich  [ ] 1/2jährlich  [ ] jährlich

Bankverbindung: BfS München, Kto-Nr. 885 81 05 BLZ 700 205 00 

Liebe Mitglieder, 

liebe Unterstützerinnen und Unterstützer, 

Mehr Demokratie wird von Ihnen, von mehr als 6.200 Mit-

gliedern und Förderern getragen. Wir sind viele. Aber wir 

sind auch viel zu wenige für die Aufgaben, die vor uns liegen: 

Den bundesweiten Volksentscheid wollen wir erkämpfen, 

wie auch fair geregelte Abstimmungen in Gemeinden und 

Ländern. 

Je mehr Mitglieder wir sind, um so wirksamer können wir 

politisch arbeiten. Das ist keine Floskel. Mehr Demokratie 

bekommt keinen einzigen Euro öffentliche Mittel. Das si-

chert unsere Unabhängigkeit. Wollen wir unsere politische 

Kraft stärken, müssen wir die Mitgliederbasis verbreitern. 

Nur wie? 

Vielleicht mit dieser Zeitschrift. Ob Sie das Heft – nachdem 

Sie es gelesen haben – an jemanden weitergeben könnten, 

der sich für Mehr Demokratie interessiert? Sie könnten da-

bei hinweisen auf diese Rückseite und die Beitrittserklärung. 

Das wäre hilfreich. Vielen Dank! 

Herzlich grüßt Sie Ihr Ralf-Uwe Beck, 

Vorstandssprecher
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